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Das Scheitern der Doha-Runde – wie groß ist der Schaden? 

Die Staats- und Regierungschefs hatten beim G8-Gipfel am 16./17. Juli 2006
in St. Petersburg vereinbart, bis Mitte August die Einigung über die Eckpunkte
der Marktöffnung im Agrar- und Industriegüterhandel nachzuholen. Dennoch
wurden die Verhandlungen im Rahmen der »Doha Development Agenda« En-
de Juli bis auf Weiteres unterbrochen. Stefan Tangermann, Director for Food
and Agriculture bei der OECD, meint, es sei »nicht einmal gänzlich auszu-
schließen, dass die Doha-Runde am Ende gänzlich scheitert, weil sich im
Agrarhandel keine Einigung erzielen lässt.« Wenn eine schwere Krise, wie sie
jetzt in Genf eingetreten sei, behoben werden solle, reiche es nicht aus, auf den
Positionen von gestern zu bestehen, nur um vor den heimischen Lobbies und
den Verhandlungspartnern in der WTO nicht das Gesicht zu verlieren. Erforder-
lich sei eine »politisch und sachlich überzeugende Begründung für das, was in
den Verhandlungen erreicht werden soll«. Bernhard Brümmer, Universität Göt-
tingen, warnt vor einer wachsenden Bedeutung des Regionalismus. Als »weit
überlegene Alternativen« bezeichnet er »eine zügige Rückkehr an die Genfer
Verhandlungstische und eine vorsichtigere Anwendung von bilateralen und re-
gionalen Freihandelsabkommen als in den letzten Jahren«. Jürgen Matthes,
Institut der Deutschen Wirtschaft, weist ebenfalls auf die Gefahr hin, dass die
WTO durch immer mehr regionale und vor allem bilaterale Handelsabkommen
geschwächt wird. Allerdings spreche manches dafür, dass sich der Bilateralis-
mus von selbst als Irrweg erweise. Nach Ansicht von Michael Pfeiffer, Deut-
scher Industrie- und Handelskammertag, gibt es für den deutschen Mittelstand
»keine vernünftige Alternative zum multilateralen Handelsabkommen«. Andre-
as Schneider, Centre for European Policy Studies, befürchtet, dass der Ab-
bruch der Gespräche eine Reform des globalen Handelssystems zum Vorteil
der Entwicklungsländer verhindert, weist allerdings daraufhin, dass die »WTO
keine Entwicklungsinstitution« sei.

Volkswirtschaftliche Effekte der Erzeugung von Biodiesel 
zum Einsatz als Kraftstoff
Manfred Schöpe

In keinem anderen Land der EU haben sich Produktion und Verbrauch von Fett-
säuremethylester ähnlich dynamisch entwickelt wie in Deutschland. Zu dem Er-
folg des vorwiegend aus Raps hergestellten »Biodiesels« hat die Politik einen we-
sentlichen Beitrag geleistet, wobei neben den agrarpolitischen zunehmend ener-
gie- und umweltpolitische Aspekte an Bedeutung gewannen. Die EU hat bereits
2003 eine Richtlinie verabschiedet, die vorsieht, dass bis zum Jahr 2010 Bio-
kraftstoffe einen Anteil von 5,75% am gesamten Kraftstoffverbrauch erreichen
sollen. In Deutschland spielte vor allem die Steuerbegünstigung der Biokraft- und
-heizstoffe eine wichtige Rolle. Das ifo Institut hat mit Hilfe der Input-Output-Ana-
lyse untersucht, welche gesamtwirtschaftlichen Effekte von dem steigenden Ein-
satz von Biodiesel zu erwarten sind, auch nachdem die Steuerbefreiung nun
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schrittweise abgebaut werden soll. In Szenarien für die Jahre 2007 und 2009
wurde ermittelt, wie sich die »Wertschöpfungskette Biodiesel – von der Raps-
erzeugung bis zur Tankstelle« direkt auf Produktion, Beschäftigung und Staats-
haushalt auswirkt. Die Berechnungen ergaben, dass der »Biodieselkette« bereits
im Basisjahr 2005 die Entstehung oder der Erhalt (Landwirtschaft) von 22 400 Ar-
beitsplätze zu verdanken waren. Die (direkt und indirekt) Arbeitsplatz schaffende
Wirkung dürfte sich bis zum Jahr 2009 auf über 55 000 Stellen erhöhen. Als Fol-
ge des neuen Energiesteuergesetzes werden die Belastungen des Staatshaus-
halts künftig an Bedeutung verlieren. Für das Jahr 2009 hat das ifo Institut positi-
ve (Netto-)Effekte in Höhe von 1,74 Mrd. € errechnet.

Weitere deutliche Entspannung auf dem Kreditmarkt 
für das verarbeitende Gewerbe
André Kunkel

Das ifo Institut befragt die Unternehmen des verarbeitenden Gewerbes regelmä-
ßig auch nach der Bereitschaft der Banken, Kredite zu vergeben. Das aus den
Antworten errechnete Kreditklima hat sich im August 2006 sowohl in West- als
auch in Ostdeutschland erneut verbessert. Allerdings stellen die Unternehmen
mit Sitz in den neuen Bundesländern den Banken nach wie vor tendenziell
schlechtere Zeugnisse aus. Die Verbesserung betraf zwar alle Größenklassen,
war aber bei Großunternehmen, denen alternative Finanzierungsmöglichkeiten
zur Verfügung stehen, stärker ausgeprägt. Erwartungsgemäß klagten Firmen, die
über eine gute Geschäftslage berichteten, seltener über ein »restriktives« Kredit-
gebaren der Banken.

Im Blickpunkt
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Kann die Doha-Runde am
Agrarhandel scheitern?

Erneut hat in der WTO der Schwanz mit
dem Hund gewackelt. Wieder waren es
Agrarfragen, an denen die Verhandlungen
entgleisten, als die Doha-Runde im Juli
in eine Zwangspause geschickt wurde.
Agrarprodukte machen weniger als 10%
des Welthandels aus, mit rapide sinken-
der Tendenz. Aber die Bedeutung des
Agrarsektors als Konfliktpotential in der
WTO bleibt weit überproportional. Es ist
nicht einmal auszuschließen, dass die Do-
ha-Runde am Ende gänzlich scheitert,
weil sich im Agrarhandel keine Einigung
erzielen lässt. Der Schaden für die Welt-
wirtschaft und für die Architektur der mul-
tilateralen Institutionen wäre gewaltig. Und
er würde durch nichts aufgewogen, was
für die Agrarpolitik dabei erreicht werden
könnte. Im Gegenteil: In den Agrarver-
handlungen der Doha-Runde wird über
Politik von gestern gestritten, nicht über
tragfähige Strategien für die Agrarpolitik
der Zukunft.

Die Unterscheidung zwischen Politiken
von gestern und Strategien für die Zukunft
hat in den Agrarverhandlungen der Doha-
Runde zwei Dimensionen. Sehr grund-
sätzlich ist zunächst zu fragen, ob es sich
eigentlich lohnt, die Positionen, um die in
den Verhandlungen gestritten wird, mit so
heftigem Nachdruck zu verteidigen. In ei-
ner eher technischen Dimension geht es
dann darum, ob die Reduktionsraten für
Zölle und Subventionen, die in den Ver-
handlungen zur Debatte stehen, wirklich
so schwer zu verkraften sind, wie der Wi-
derstand einiger Verhandlungspartner ver-
muten läßt.

Worum geht es in den Agrar-
verhandlungen der Doha-Runde?

Die Agrarverhandlungen der Doha-Run-
de sind ein so komplexes Konstrukt, dass
selbst Fachleute bisweilen Schwierigkei-
ten haben, alle Details und die Zusam-
menhänge zwischen ihnen zu überbli-
cken. Da geht es um verschiedenfarbige
Kästen für die heimische Stützung (am-
ber box, blue box, green box), Höchst-
grenzen für unterschiedliche Aggregate
von Stützungsbeträgen (Total Aggregate
Measurement of Support, Overall Trade-
Distorting Domestic Support, permitted
de minimis support levels), verschiede-
ne Bänder von Zollsätzen mit unter-
schiedlichen Reduktionsraten, sensitive
products, special products, special safe-
guard mechanisms, Special Agricultural
Safeguards, algebraische Formeln für die
Ausweitung von Zolltarifquoten und vie-
les mehr. Der Entwurf einer Vereinbarung,
den der Vorsitzende der Agrarverhand-
lungsgruppe im Juni dieses Jahres vor-
gelegt hat, umfasst 74 Seiten, die mit De-
tails dieser Art gefüllt sind. Er enthält 760
eckige Klammern, also Entwurfselemen-
te, über die nach jahrelangen Verhand-
lungen noch immer keine Einigkeit erzielt
werden konnte.

Der Kern des »Problems« ist allerdings
ganz einfach zu beschreiben. Es geht um
den Abbau von Zöllen und Subventionen.
Im Agrarhandel sind nach wie vor die Zöl-
le erheblich höher als bei Industrieproduk-
ten, und Subventionen für die inländische
Produktion und den Export von Agrarpro-
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dukten spielen noch immer eine große Rolle. Die internatio-
nalen Agrarmärkte sind durch diese agrarpolitischen Eingrif-
fe erheblich verzerrt, mit entsprechend nachteiligen Folgen
für die Effizienz der internationalen Arbeitsteilung. Es ist des-
halb höchste Zeit, dass Zölle und Subventionen im Agrar-
sektor gesenkt werden.

Das Ziel der Verhandlungen ist aber auch ein besserer Inte-
ressenausgleich zwischen den Landwirten in verschiedenen
Teilen der Welt. In den meisten Industrieländern ist die Agrar-
stützung erheblich höher als in den Entwicklungsländern,
mit dem Ergebnis, dass die Landwirte in den reichen Län-
dern ihren Kollegen in den armen Ländern Märkte wegneh-
men. Im Durchschnitt der OECD-Länder kommen 30% der
landwirtschaftlichen Erlöse durch agrarpolitische Stützung
und Protektion zustande, und nur die restlichen 70% stam-
men vom Markt. In Ländern wie Brasilien, China oder Süd-
afrika dagegen macht die agrarpolitische Stützung nicht
mehr als 3 bis 6% der Erlöse ihrer Bauern aus. Auch unter
den Mitgliedsländern der OECD gibt es große Unterschie-
de in der agrarpolitischen Stützung. Einige Länder haben
recht niedrige Stützungsraten (Neuseeland 2%, Australien
5%), andere sehr hohe (Japan 58%, Korea 62%, Norwe-
gen 67%, Schweiz 69%). Die EU liegt mit 34% im Mittelfeld
der OECD-Länder, während die Landwirte in den USA mit
16% deutlich weniger als im Durchschnitt der OECD, aber
immer noch erheblich mehr als in den meisten Entwicklungs-
ländern gestützt werden.

Angesichts solcher Unterschiede in der Agrarpolitik kann
es nicht überraschen, dass in den WTO-Verhandlungen die
Länder mit geringer agrarpolitischer Stützung einen Abbau
von Zöllen und Subventionen fordern. Die Regierungen der
Länder mit hoher Stützung wiederum fürchten, dass ihre
Landwirte dabei unter wirtschaftlichen Druck geraten und
als Wähler verloren gehen. An diesem Gegensatz sind die
WTO-Verhandlungen wiederholt ins Stocken geraten und
jetzt festgefahren: Einige Länder wollen, dass Zölle und Sub-
ventionen bei Agrarprodukten erheblich zurückgefahren wer-
den, während andere Länder dazu nicht bereit sind. In die-
ser Debatte geht es nicht zuletzt um den Gegensatz zwi-
schen Entwicklungsländern, die Forderungen stellen, und
Industrieländern, die Widerstand leisten. Allerdings gibt es
auch Entwicklungsländer, die ihre Agrarmärkte vor Impor-
ten schützen wollen, und Industrieländer, die für eine Libe-
ralisierung des Agrarhandels eintreten.

Ein wenig mehr ins Detail muss man gehen, um den agrar-
politischen Gegensatz zwischen der EU und den USA in
der letzten Verhandlungsrunde zu verstehen. In der Agrar-
politik der EU spielt traditionell die Preisstützung hinter Zoll-
barrieren eine erhebliche Rolle, während die US-Agrarpoli-
tik stärker auf Subventionen baut, die den Landwirten für
ihre Produktion gezahlt werden. Die historisch gewachse-
ne Agrarpolitik auf den beiden Seiten des Atlantiks bedient

sich also unterschiedlicher Instrumente, unterscheidet sich
aber nicht wesentlich in der Art ihrer marktverzerrenden Wir-
kungen – in beiden Fällen produzieren die Landwirte mehr,
als sie es aufgrund der Marktkräfte tun würden. Die unter-
schiedliche Instrumentenwahl erklärt aber, warum die USA
von der EU vornehmlich eine Reduktion ihrer Agrarzölle ver-
langen, während die EU von den Amerikanern hauptsäch-
lich einen Abbau ihrer Subventionen erwartet. Dass die EU
ihre Landwirte deutlich stärker stützt als die USA, gibt der
transatlantischen Debatte über Agrarfragen eine zusätzliche
Dimension.

Sind Zölle und Subventionen in der Agrarpolitik
unverzichtbar?

Es mag naheliegend erscheinen, dass Länder mit hoher
agrarpolitischer Stützung ihre Zölle und Subventionen ver-
teidigen. Immerhin geht es um die Einkommen der Bau-
ern, vielleicht auch um Umweltschutz und die Stabilität
ländlicher Regionen. Ganz sicher geht es aber um die Wäh-
lerstimmen aus der Landwirtschaft. Bei näherer Betrach-
tung zeigt sich allerdings, daß hier agrarpolitische Instru-
mente verteidigt werden, für die es deutlich bessere Alter-
nativen gibt. Letztlich kommt es darauf an, agrarpolitische
Ziele möglichst wirksam zu erreichen. Politisch herausra-
gend ist dabei die Unterstützung der landwirtschaftlichen
Einkommen. 

Ob Einkommensstützung überhaupt ein sinnvolles Ziel der
Agrarpolitik ist, sei dahingestellt. Unausweichlich ist aber die
Frage, ob das, was einige Länder in den WTO-Verhandlun-
gen so nachdrücklich verteidigen, nämlich Zölle und Pro-
duktsubventionen, eigentlich wesentlich zur Stützung der
Einkommen in der Landwirtschaft beiträgt. Zahlreiche Ar-
beiten der OECD haben deutlich gezeigt, dass dies nicht der
Fall ist. Ein Euro, der durch diese Art der Politik an die Land-
wirtschaft transferiert wird, trägt zum Einkommen der Bau-
ern nicht mehr als 25 Cent bei. Der Rest kommt Bodenei-
gentümern außerhalb der Landwirtschaft und dem Agribu-
siness zugute oder geht als Reibungsverlust verloren. Und
das Wenige, das bei den Bauern ankommt, hilft nicht gera-
de denjenigen, die es am meisten bräuchten. Gestützte Prei-
se bringen einem Landwirt umso mehr, je größer sein Pro-
duktionsvolumen ist. Landwirte mit großen Betrieben sind
aber nicht die Ärmsten in der Landwirtschaft.

Auch für andere agrarpolitische Ziele sind Zölle und Produkt-
subventionen nicht das beste Instrumentarium. Der Um-
welt wird nicht geholfen, wenn Landwirte durch Preisstüt-
zung dazu veranlaßt werden, intensiver zu produzieren oder
erosionsgefährdete Flächen zu nutzen. Die Erhaltung wert-
voller Kulturlandschaft ist typischerweise dort gefährdet, wo
landwirtschaftliche Erträge gering sind, gestützte Preise al-
so wenig Hilfe bringen. Für die Stärkung der wirtschaftlichen
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und sozialen Basis in ländlichen Regionen sind eine gute
Infrastruktur, eine attraktive Versorgung mit öffentlichen
Dienstleistungen sowie Arbeitsplätze in zukunftsorientierten
Branchen wesentlich hilfereicher als hohe Erlöse aus dem
Anbau von Weizen oder Zuckerrüben. Und Entsprechendes
gilt für andere Ziele der Agrarpolitik.

Agrarpolitik mag sehr wohl wichtige Aufgaben haben. Preis-
stützung durch Zölle und Subventionen ist aber bei wei-
tem nicht die beste Art, sie wahrzunehmen. Gezielte Zah-
lungen, die von der Agrarproduktion losgelöst sind und di-
rekt an dem ansetzen, was erreicht werden soll, können
erheblich mehr leisten. Eine Zahlung je Meter Hecke, die
ein Landwirt pflanzt, hilft der Biodiversität weit besser als
eine Subvention je Tonne Weizen. Gezielte Zahlungen, die
von der Agrarproduktion losgelöst (»entkoppelt«) sind, fal-
len in der WTO in die »green box«. Sie sollen nach dem
Willen aller Verhandlungspartner weiterhin unbeschränkt
bleiben. Alle Länder haben also die Möglichkeit, von Zöl-
len und Produktsubventionen auf entkoppelte, gezielte
Zahlungen umzusteigen. Das befreit die Märkte von Ver-
zerrungen, erlaubt Fortschritt in den WTO-Verhandlun-
gen und verbessert gleichzeitig die Wirksamkeit der Agrar-
politik. Gute Politik im Inland ist also auch gute Handels-
politik.

Wenn die Mitgliedsländer in der OECD zusammenkommen,
um über agrarpolitische Strategien zu diskutieren, setzt sich
die Erkenntnis zunehmend durch, dass entkoppelte geziel-
te Zahlungen erheblich wirksamer sind als eine Politik der
Preisstützung. Und eine zunehmende Zahl von Mitgliedslän-
dern der OECD ist im inländischen Politikprozess auf eine
entsprechende Reformstrategie eingeschwenkt, nicht zu-
letzt auch die EU und die USA. Die Praxis der heimischen
Politikgestaltung ist also den Verhandlungspositionen in der
WTO ein ganzes Stück voraus. Vielleicht kann da in den
kommenden Wochen der Verhandlungsstand in Genf noch
etwas aufholen.

Könnten die Verhandlungspositionen flexibler
sein?

Gerade weil viele Länder in ihrer eigenen Agrarpolitik be-
reits einen Reformkurs eingeschlagen haben, sind manche
Positionen in den Agrarverhandlungen der Doha-Runde auch
in einer zweiten Hinsicht diskussionswürdig. Die Größenord-
nung der Reduktion von Zöllen und Subventionen, um die
es jetzt in den Verhandlungen geht, würde nämlich in vielen
Fällen keine neuen Anpassungen der Politik erzwingen, son-
dern lediglich bereits durchgeführte Politikreformen nach-
vollziehen. Im handelspolitischen Jargon gesprochen wür-
den viele der Verpflichtungen, die das Ergebnis der Doha-
Runde sein könnten, lediglich das »Wasser« aus den bis-
herigen Regeln absaugen.

Am Beispiel der Regeln für die heimische Stützung lässt sich
das besonders gut beschreiben. Wenn dort von einer Sen-
kung um x Prozent gesprochen wird, heißt das nicht, dass
die Subventionen, die eine Regierung im Jahr 2006 tatsäch-
lich gezahlt hat, um x Prozent vermindert werden müssen.
Vielmehr ist die Basis für die Reduktion die Stützung, die in
einer zurückliegenden Referenzperiode geleistet wurde. Die
tatsächliche Stützung mag inzwischen deutlich unter die-
sem Betrag liegen, vor allem dann, wenn die Agrarpolitik des
entsprechenden Landes in den vergangenen Jahren bereits
reformiert wurde. Der Basisbetrag enthält dann Wasser, und
die vereinbarte Reduktion hat zu einem Teil oder auch ins-
gesamt nur die Wirkung, dieses Wasser abzusaugen. Für
die beiden größten Protagonisten in den Verhandlungen, die
EU und die USA, kann davon ausgegangen werden, dass
die Angebote zur Senkung der heimischen Stützung, die sie
selbst in den Verhandlungen vorgelegt haben, ohne wesent-
liche Politikänderungen verkraftbar wären, also tatsächlich
weitgehend Wasser entfernen.

Bei der Absenkung von Zöllen ist die Situation ähnlich. In
vielen Fällen sind die gegenwärtigen Zölle nicht notwendig,
um die an den inländischen Märkten herrschenden – und in
manchen Fällen durch inländische Stützungsmaßnahmen
abgesicherten – Agrarpreise aufrechtzuerhalten. Das ist mit
Sicherheit dort der Fall, wo die Zölle prohibitiv sind, also
Importe gänzlich unterbinden. Nur detaillierte empirische
Analysen können zeigen, wieviel Wasser dieser Art in den
vielen tausend Zollpositionen enthalten ist, um die es in den
Verhandlungen geht. Einige Untersuchungen haben gezeigt,
dass die meisten Vorschläge für Reduktionsraten bei Agrar-
zöllen, die gegenwärtig in der Doha-Runde auf dem Tisch
liegen, zu einem wesentlichen Teil nicht mehr erreichen wür-
den, als das Wasser aus den gegenwärtigen Zoll-Bindun-
gen zu entfernen.

Dass der Abbau von Zöllen und Subventionen, über den
jetzt in der Doha-Runde so heftig gestritten wird, in vielen
Fällen nicht mehr erreichen wird, als das Wasser aus den
bisher geltenden Verpflichtungen zu nehmen, bedeutet
nicht, daß die Doha-Runde für den Agrarsektor irrelevant
ist. Es ist schon einiges gewonnen, wenn dafür gesorgt
wird, dass die Agrarpolitik nicht zu den höheren Niveaus
von Protektion und Stützung zurückkehren kann, die frü-
her geherrscht haben. Es bedeutet aber, dass die betei-
ligten Regierungen in den Verhandlungen etwas gelasse-
ner sein und mehr Flexibilität zeigen könnten, als das bis-
her der Fall gewesen ist.

Und das ist auch generell die Schlussfolgerung, die sich auf-
drängt: Für manche Regierung würde es sich lohnen, noch
einmal die Position zu prüfen, die sie bisher in der Doha-
Runde so nachdrücklich vertreten hat. Die Art der Agrarpo-
litik, die mit dieser Position verteidigt werden soll, ist in vie-
len Fällen wenig wirksam – es gibt deutlich bessere Wege,
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das zu erreichen, was die Agrarpolitik anstrebt, und diese
Wege bleiben auch nach einem erfolgreichen Abschluss der
Doha-Runde offen. Die konkreten Reduktionsraten, um die
jetzt gerungen wird, würden außerdem in vielen Fällen nur
das Wasser aus den bisherigen Höchstgrenzen nehmen, al-
so keine Einschnitte in bestehende Politikmaßnahmen ver-
langen. 

Internationale Verhandlungen haben ihre eigene Dynamik,
und Positionen, die einmal formuliert sind, entwickeln leicht
die Kraft des Faktischen. Wenn es gilt, eine schwere Kri-
se zu beheben, wie sie jetzt in der Doha-Runde eingetre-
ten ist, reicht es aber nicht mehr aus, auf den Verhand-
lungspositionen von gestern zu bestehen. Wenn Positio-
nen überdacht und neu formuliert werden, mag das wie ein
Gesichtsverlust wirken, vor den heimischen Lobbies und
gegenüber den Verhandlungspartnern in der WTO. Da-
rauf kommt es aber am Ende weniger an als auf eine po-
litisch und sachlich überzeugende Begründung für das,
was in den Verhandlungen erreicht werden soll. Und den
größten Gesichtsverlust müssen alle Verhandlungspart-
ner gemeinsam befürchten, wenn sie zulassen, dass die
Blockade in den Agrarverhandlungen zum Scheitern der
gesamten Doha-Runde führt.

Die Zukunft der Agrarhandels-
liberalisierung: Abschied vom 
multilateralen Ansatz?

»Die WTO-Runde ist noch nicht tot, sie befindet sich zur
Zeit irgendwo zwischen Intensivstation und Krematorium«.
So lautete der Kommentar des indischen Wirtschaftsminis-
ters Kamal Nath zum Scheitern der WTO-Verhandlungen
Ende Juli. Wie weit der Patient multilaterale Handelslibera-
lisierung schon auf diesem Weg voran geschritten ist, und
ob dieser Prozess noch umkehrbar bis zur eventuellen voll-
ständigen Genesung ist, stellt eine offene Frage dar. Aus-
löser des Scheiterns der Verhandlung waren die Differen-
zen zwischen den großen Handelsblöcken in Agrarhandels-
fragen. Daher sollen in diesem Beitrag aus Sicht eines Agrar-
ökonomen die aktuelle Situation analysiert und die Ursa-
chen sowie die möglichen Folgen der Krise skizziert wer-
den. Insbesondere möchte ich aufzeigen, welche mögli-
chen Auswege aus der Krise von den großen Handelsna-
tionen derzeit diskutiert werden. Hier ist in der aktuellen
politischen Diskussion eine starke Präferenz zum Ersatz der
multilateralen Liberalisierung durch bilaterale Handelsab-
kommen, welche die gesamte Spannbreite zwischen Frei-
handelszonen und speziellen Handelsabkommen umfas-
sen, zu erkennen. Ich möchte vor allem auf die Gefahren
dieser Bilateralisierung der Handelsabkommen hinweisen.
Schließlich werde ich einige mögliche Konsequenzen für
den Weltagrarhandel und die weitere Entwicklung der Agrar-
handelsliberalisierung kurz ansprechen.

Die Schuldzuweisung an ein bestimmtes Land für das Schei-
tern der Verhandlungen soll an dieser Stelle nicht weiter ver-
tieft werden. Wenngleich in der öffentlichen Diskussion die
USA häufig verantwortlich für den Abbruch der Verhand-
lungen gemacht werden und dies aufgrund der dortigen
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innenpolitischen Rahmenbedingungen1 nicht ganz von der
Hand zu weisen ist, greift diese Darstellung meines Erach-
tens zu kurz. Ein grundlegendes Problem des Systems der
multilateralen Welthandelsgespräche im Rahmen der WTO
wird bei einer solchen einseitigen Schuldzuweisung ver-
nachlässigt: Ein Abschluss erfordert Flexibilität und wech-
selseitige Abstimmung bei allen Beteiligten. Jedes WTO-
Mitgliedsland ist aber auch gezwungen, die Ergebnisse im
Heimatland zu rechtfertigen. In den meisten Industrielän-
dern ist es leider so, dass in der öffentlichen Wahrneh-
mung ein gesamtwirtschaftlich sicherlich sinnvoller Zollab-
bau im Agrarbereich als Zugeständnis oder gar als Opfer
zugunsten eines höheren Ziels dargestellt wird. Die Han-
delspolitiker haben also die etwas skurrile Aufgabe, einen
Nettogewinn für die heimische Volkswirtschaft in einer Form
zu verteidigen, als handele es sich um einen Nachteil. Als
Gewinn wird das Beibehalten von möglichst vielen Außen-
schutzmaßnahmen auf möglichst hohem Niveau wahrge-
nommen – vergleichbar mit einem Packesel in einer Kara-
wane, der sich darüber freut, eine möglichst schwere Last
tragen zu dürfen, während die anderen unnötigen Ballast
abwerfen und so viel schneller voranschreiten können. So-
lange auch die Handelsminister, -kommissare und -beauf-
tragten eine derartige Sichtweise in der jeweiligen innen-
politischen Diskussion vertreten, werden gleichsam auto-
matisch die Partikularinteressen der bisher protektionier-
ten Sektoren die politische Diskussion über Handelslibera-
lisierung dominieren. Die substantiellen Wohlstandsgewin-
ne durch einen Abschluss der Verhandlungen geraten in der
Diskussion schnell in den Hintergrund. 

Die Ursachen des Scheiterns der WTO-
Verhandlungen im Bereich des Agrarhandels

Wie schon während der Uruguay-Runde erwies sich der
Agrarhandel auch in den nun vorläufig gescheiterten Ver-
handlungen der Doha-Runde als einer der problematischen
Bereiche. Dies ist zum einen darin begründet, dass der Agrar-
handel erst im Verlauf der Uruguay-Runde in GATT bzw.
WTO integriert wurde; Agrarhandel hat also nur eine sehr
kurze Historie in Bezug auf multilaterale Liberalisierung, ver-
glichen mit dem bereits mehr als fünf Dekaden andauern-
den Liberalisierungsprozess bei Industriegütern. Zum ande-
ren sind gerade im Agrarhandel die Positionen von Ent-
wicklungsländern und Industrieländern sehr stark entgegen-
gesetzt; allerdings gibt es auch innerhalb der jeweiligen Grup-
pen sehr unterschiedliche Ansichten der einzelnen Nationen
zu Fragen der Agrarhandelsliberalisierung. Es erscheint da-
her sinnvoll, zunächst einmal die Kernbereiche der Agrar-
handelsliberalisierung, so wie diese in der WTO definiert sind,
zu betrachten. Auch in der Doha-Runde wurde die bereits

aus der Uruguay-Runde bekannte Einteilung der Agrarhan-
delsfragen in drei Bereiche beibehalten: Marktzugang, ein-
heimische Stützung sowie Exportsubventionen. Ordnet man
diese drei Bereiche nach zunehmender Problematik in den
Verhandlungen, so sind zunächst die Exportsubventionen
zu betrachten. Hier wurde bereits beim Ministertreffen in
Hongkong im Dezember 2005 weitestgehend Einigkeit er-
zielt. Sämtliche Exportsubventionen in sämtlichen Formen
sollten bis Ende 2013 auch im Agrarbereich vollständig ab-
geschafft werden. Größerer Diskussionsbedarf bestand noch
in Bezug auf die Regulierung von staatlichen Handelsunter-
nehmen (state trading enterprises, STE), welche allerdings
nicht ausschließlich in den Bereich der Exportmaßnahmen
einzuordnen sind.

Bei den beiden verbleibenden Bereichen Marktzugang und
einheimische Stützung fällt die Reihung schwer, wenn man
sich nicht auf die Sichtweise eines bestimmten Landes fest-
legt. Nehmen wir hier den europäischen Standpunkt ein, so
ist der Bereich der einheimischen Stützung sicherlich we-
niger problematisch als der Bereich des Marktzugangs; des-
halb möchte ich zunächst kurz auf diesen Bereich einge-
hen. Warum ist der Bereich einheimischer Stützung für Eu-
ropäer relativ wenig problematisch? Dies ist vor allem in
der gerade umgesetzten Agrarreform begründet, in der ei-
ne weitgehende Entkopplung der Subventionen für die
Landwirtschaft von der Produktion vereinbart und in
Deutschland auch bereits weitestgehend umgesetzt wur-
de. Solche entkoppelten Zahlungen, auch wenn noch nicht
geklärt ist, ob die europäische Variante der Entkopplung vor
einem WTO-Schiedsgericht Bestand hätte2, sind nach all-
gemeiner Auffassung »green-box-fähig« und unterliegen da-
mit keinerlei Abbaupflicht. Durch die sukzessive Umschich-
tung ihres Agrarbudgets in Richtung dieser green-box-fä-
higen Maßnahmen kann die Europäische Union (EU) weit-
gehend Zugeständnisse im Bereich der einheimischen Stüt-
zung machen. Dies gilt jedenfalls für die Hauptkulturen in
der EU. Nicht verschwiegen werden sollte allerdings, dass
bei einigen wichtigen internationalen Handelsprodukten wie
beispielsweise Wein oder Obst und Gemüse die Reform
noch vollständig aussteht; bei anderen Produkten, wie zum
Beispiel Zucker, wird die Reform vermutlich nicht ausrei-
chen, um auch auf mittlere Sicht den Vorgaben der WTO
zu genügen.

Wenden wir uns nun dem Bereich des Marktzugangs zu.
Dieser Bereich ist aus EU-Sicht sicherlich der schwierigs-
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1 Sowohl das Auslaufen der »trade promotion authority« (TPA, auch als »fast
track« bezeichnet) zum 1. Juni 2007 als auch die bevorstehenden Wah-
len schränken die Freiheitsgrade der Bush-Administration wesentlich ein.

2 Das Urteil aus dem jüngst entschiedenen Baumwoll-Panel, in welchem
bestimmte Direktzahlungen in den USA für Baumwolle mit der Begrün-
dung, den Empfängern der Zahlung stünden immer noch nicht sämtliche
alternativen Produktionsaktivitäten zur Auswahl, als nicht WTO-konform
eingestuft wurden, ließe sich unter Umständen auch auf die »entkoppel-
ten« EU-Direktzahlungen übertragen, denn auch hier sind immer noch be-
stimmte Produktionsverfahren (insbesondere Obst, Gemüse und Speise-
kartoffeln) aus dem allgemeinen System der einheitlichen Betriebsprämie
ausgeklammert.



Zur Diskussion gestellt

te in den Verhandlungen gewesen. Auch nach den vorge-
nommenen Reformen gilt für viele Produkte, die in Europa
hergestellt werden, weiterhin eine Interventionsregelung,
d.h. es existiert ein staatlich festgesetzter Aufkaufpreis, der
in der Regel oberhalb des Weltmarktpreises liegt. Dies er-
fordert in einer Einfuhrsituation zwingend einen Außen-
schutz, wenn man nicht Importe aus Drittländern in den In-
terventionsstellen aufnehmen möchte. Bei einem Selbst-
versorgungsgrad von mehr als 100% greift allerdings der
Wegfall der Exportsubventionen als handelspolitisches In-
strument, so dass es zu einer Preisbildung auf dem Niveau
des Autarkiepreises kommen könnte. Als besonders kriti-
scher Bereich ist in der Europäischen Union die Milch-
erzeugung zu nennen; hier lässt sich die derzeitige Markt-
ordnung, die durch eine Quotierung der Produktion in Ver-
bindung mit hohen, staatlich festgesetzten Preisen für But-
ter und Magermilchpulver gekennzeichnet ist, nur aufrecht
erhalten, wenn ein hinreichend hoher Außenschutz gewähr-
leistet bleibt. 

Dennoch waren auch für den Marktzugang einige Eckpunk-
te in den Verhandlungen verabredet worden. Die WTO-Mit-
gliedsländer hatten sich bereits auf Modalitäten geeinigt, wel-
che vier unterschiedliche »Bänder« je nach Ausgangszoll
vorsahen. Im untersten Band mit Zollsätzen von weniger
als 20 oder 30% sollten Kürzungen von 20 bis 65% vorge-
sehen sein. Im obersten Band, welches je nach Vorschlag
bei einem Ausgangszoll von 60 oder 90% beginnen sollte,
wäre hingegen eine Kürzung von 42 bis 90% angewandt
worden. Für Entwicklungsländer wären geringere Kürzungs-
sätze zur Anwendung gelangt. Sicherlich repräsentiert die-
se erhebliche Bandbreite in den Vorschlägen eine bedeu-
tende Heterogenität in den Positionen der Mitglieder, aber
es zeichneten sich im Vorfeld der Juli-Verhandlungen durch-
aus Kompromisslinien ab. 

Aus Sicht der USA kehrt sich die Reihenfolge der beiden
letztgenannten Bereiche um. Für die USA ist es in den
Verhandlungen stets ein wichtiges Anliegen
gewesen, im Bereich der heimischen Stüt-
zung keine externen Restriktionen in Kauf
zu nehmen, welche unter Umständen eine
gezielte Ausdehnung der Subventionen für
die heimische Landwirtschaft unterbänden.
Zugeständnisse im Bereich des Marktzu-
gangs hingegen sind für die Amerikaner we-
sentlich einfacher umzusetzen. Die Grün-
de sind hauptsächlich innenpolitischer Na-
tur, denn es stehen Wahlen in den Verei-
nigten Staaten an, in denen die Landwirt-
schaft wieder einmal ihr Gewicht in die po-
litische Waagschale werfen kann. In Verbin-
dung mit der ohnehin anstehenden Reform
der Agrargesetzgebung in den USA in
2007/08 möchte die Regierung unter Prä-

sident Bush offensichtlich hinreichend Flexibilität bewah-
ren, um Wahlgeschenke an ländlich geprägte Regionen ge-
währen zu können.

Betrachten wir nun kurz den Bereich jenseits der Agrarver-
handlungen, so lassen sich auch die aufstrebenden Ent-
wicklungsländer, insbesondere Brasilien, China und Indien,
mitverantwortlich machen für das Scheitern der WTO-Ver-
handlungen. Nach Einschätzung vieler Beobachter haben
diese genannten Länder insbesondere im Bereich der In-
dustriezölle nicht die notwenige Flexibilität bewiesen, um
die geltenden Zollsätze soweit zu reduzieren, dass den gro-
ßen Handelspartnern (vor allem USA) ein Entgegenkommen
im Bereich der landwirtschaftlichen Zollsätze als lohnens-
wert erschien. Es war stets ein Anliegen insbesondere der
amerikanischen Handelsbeauftragten, einen weiteren Ab-
bau der Agrarprotektion in den Bereichen Marktzugang und
einheimische Stützung an die Bedingung zu knüpfen, dass
gerade in den genannten Schwellenländern substantielle
Verbesserungen hinsichtlich der Marktöffnung bei Industrie-
gütern erreicht werden. Dieses Ziel erfordert die Vereinba-
rung von sehr hohen nominalen Zollreduzierungen, da es
in diesen Ländern einen großen Unterschied zwischen den
angewandten (»applied«) und den bei der WTO notifiziert
(»bound«) Zollsätzen gibt. Nur mit hohen nominalen Kür-
zungen lässt sich daher die Redundanz in den Zollsätzen
überwinden. 

Aus den obigen Ausführungen sollte klar geworden sein,
dass es in der Tat einige Gegensätze in den Interessen im
Bereich der Agrarhandelsliberalisierung gegeben hat. Al-
lerdings muss noch einmal betont werden, dass diese Ge-
gensätze wenigstens in den letzten Gesprächen Ende Juli
nicht unüberbrückbar erschienen. Viele Beobachter waren
der Ansicht, dass ein vergleichsweise geringes Entgegen-
kommen aller beteiligten Nationen hinreichend gewesen
wäre, um die Verhandlungen im Agrarbereich zu einem er-
folgreichen Abschluss zu bringen. So wirft sich denn die
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Frage auf, warum die Verhandlungen eigentlich geschei-
tert sind, wenn doch die Interessengegensätze von allen
Beteiligten nicht als unüberbrückbar wahrgenommen wor-
den sind. Die Hauptursache liegt meines Erachtens zum
einen in verschiedenen innenpolitischen Rahmenbedingun-
gen in den großen Handelsnationen. Zum anderen kann
auch nicht vernachlässigt werden, dass die großen Han-
delsblöcke, insbesondere die USA und die EU, mittlerwei-
le eine stärkere Neigung zu bilateralen Handelsabkommen
an den Tag legen, als dies noch in der vergleichbaren Pha-
se der Uruguay-Verhandlungen der Fall gewesen ist. In der
Abbildung ist die kumulierte Zahl von regionalen Handels-
abkommen seit 1986, dem Beginn der Uruguay-Runde,
aufgetragen. Von 1986 bis 2005 hat die Anzahl der regio-
nalen Handelsabkommen weltweit um 11,5% per annum
zugenommen.

Bilaterale und regionale Handelsabkommen 
versus multilaterale Liberalisierung

Stellen regionale Handelsabkommen eine sinnvolle Alter-
native oder Ergänzung zu den WTO-Verhandlungen dar, oder
sind sie eher negativ zu bewerten? Regionale Handelsab-
kommen sind zunächst als Verletzung eines Kerngrundsat-
zes der multilateralen Liberalisierung einzuordnen, denn sie
beinhalten durch ihre Konstruktion eine Diskriminierung von
nicht am jeweiligen Abkommen beteiligten Handelspartnern:
ein klarer Verstoß gegen das »Most-favoured-nation«-Prin-
zip (MFN), nach welchem Handelsvergünstigungen ohne
Diskriminierung allen Handelspartnern einzuräumen sind.
Für die Bewertung solcher Abkommen aus gesamtwirt-
schaftlicher Sicht ist entscheidend, ob es in Folge des Ab-
kommens zu einer weltweit verbesserten Allokation der Pro-
duktionsfaktoren kommt, was wiederum davon abhängt, ob
Handel schaffende oder Handel umlenkende Effekte domi-
nieren. Es gibt aber über die statische wohlfahrtstheoreti-
sche Analyse hinaus wichtige Argumente gegen regionale
Handelsabkommen, deren Bedeutung offensichtlich wird,
wenn man sich den Ursachen für die starke Zunahme die-
ser Abkommen zuwendet.

Die Gründe für die Bevorzugung von bilateralen und regio-
nalen Handelsabkommen gegenüber den multilateralen Ver-
handlungen im Rahmen der WTO sind vielfältig. Auffallend
ist, dass knapp ein Viertel der bei der WTO notifizierten re-
gionalen Handelsabkommen die EU oder die USA als ei-
nen der beteiligten Handelsblöcke aufweisen. Zu den wich-
tigsten Ursachen gehört sicherlich, dass es im Rahmen ei-
ner bilateralen oder regionalen Vereinbarung für die USA res-
pektive die EU einfacher ist, ihre jeweiligen Positionen in bi-
lateralen Verhandlungen durchzusetzen. Ein Indikator hier-
für ist die Ausgestaltung der Abkommen im Bereich der so
genannten »Singapur-Themen« (Handel und Investitionen,
Handel und Wettbewerbsfragen, Transparenz bei der öffent-

lichen Beschaffung sowie Handelserleichterungen), die ja
auch bereits während der Ministerkonferenz in Cancún auf
der Agenda der WTO standen und für das damalige Schei-
tern der Konferenz mitverantwortlich zeichneten. Wurden
diese Themen aus den laufenden WTO-Verhandlungen (mit
Ausnahme der Handelserleichterungen) eher ausgeklam-
mert, so enthalten die meisten bilateralen Abkommen mit
Beteiligung der USA oder der EU ausführliche Regelungen
dazu. Auch andere Nichthandelsbelange, wie der Schutz
von geistigen Eigentumsrechten oder Sozial- und Umwelt-
normen, scheinen standardmäßig zum Repertoire von bila-
teralen Handelsabkommen zu gehören, obwohl die meisten
Handelsökonomen darin übereinstimmen, dass die Han-
delspolitik ein sehr ineffizientes Instrument zur Verfolgung
von Zielsetzungen solcher Art ist; insbesondere Fragen von
Arbeitsstandards lassen sich in aller Regel sehr einfach als
wertvolle Waffe für protektionistische Maßnahmen nutzen.
Ein Beispiel ist das Freihandelsabkommen der USA mit Chi-
le. Hier ist ein detailliertes Kapitel dem Themenkomplex Ar-
beit gewidmet, welches auch die Vorgabe enthält, Handel
und Investitionen nicht durch Schwächung oder Abbau von
geltenden Gesetzen bezüglich der Arbeitsstandards zu för-
dern. Mit einer solchen Formulierung wird eine Möglichkeit
eröffnet, beispielsweise Agrarexporte aus Chile in die USA
zu unterbinden, da die Durchsetzung der Arbeitsgesetze in
Chile insgesamt und besonders im Agrarsektor einer kriti-
schen Überprüfung kaum standhalten dürfte. Hier konnten
sich vermutlich die US-amerikanischen Gewerkschaften in
den Verhandlungen durchsetzen. 

Des Weiteren kann ein bilaterales oder regionales Handels-
abkommen wesentlich besser auf die »Bedürfnisse« der hei-
mischen Industrie zugeschnitten werden. Unter Bedürfnis-
sen ist hier das Verlangen von bisher stark protektionierten
Sektoren nach Fortführung dieses Schutzes gemeint. Die
Behandlung des Agrarsektors in bilateralen oder regiona-
len Freihandelsabkommen kann als Beispiel dienen. In vie-
len solcher Freihandelsabkommen, welche die EU abge-
schlossen hat, sind bestimmte Agrarprodukte vollständig
ausgeklammert. So weisen Rudloff und Simons (2004)3 da-
rauf hin, dass in den Abkommen mit den Mittelmeer-Anrai-
nerstaaten, Südafrika, Mexiko und Chile wichtige Agrar-
produkte ausgeklammert werden: In keinem dieser Abkom-
men werden Rindfleisch, Milch und Milchprodukte, Zucker
und Getreide4 in die Liberalisierung der Einfuhren in die EU
mit einbezogen. Auch für die USA gilt ähnliches, wie sich am
Freihandelsabkommen mit Australien illustrieren lässt. Die-
ses Abkommen wird sich mit großer Wahrscheinlichkeit nicht
zum Vorteil der australischen Landwirtschaft auswirken, da
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3 Rudloff, B. und J. Simons (2004). Comparing EU free trade agreements:
Agriculture. (ECDPM InBrief 6A). Maastricht: ECDPM with CTA.

4 Bei Getreide gibt es Unterschiede zwischen den Abkommen. So sind bei
Südafrika Mais und Reis ausgeklammert, während es in den Abkommen
mit Chile und Mexiko zu keiner Liberalisierung des EU-Einfuhrregimes al-
ler Getreidearten kommt.
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es eine ungleichgewichtige Behandlung der Agrarsektoren
in den beiden Ländern vorsieht: Während der australische
Markt unmittelbar für alle wesentlichen Agrarimporte aus
den USA geöffnet wird, sind hinsichtlich der Öffnung des
amerikanischen Markts für australische Agrarerzeugnisse
wesentliche Vorbehalte beibehalten worden. Dieses Fall-
beispiel unterstreicht also nicht nur die Sonderbehandlung
des Agrarsektors aufgrund der historisch hohen Stützung in
den USA, sondern ist auch ein Beleg für die vorhandenen
Spielräume des stärkeren Verhandlungspartners bei einem
bilateralen Abkommen. 

Auch die Probleme in Bezug auf Governance müssen bei
der kritischen Analyse von bilateralen Handelsabkommen
Erwähnung finden. Die schiere Anzahl von bilateralen Ver-
pflichtungen (bei 149 WTO-Mitgliedern wären maximal
11026 bilaterale Abkommen möglich) unterminiert das mul-
tilaterale Welthandelssystem und erhöht die Intransparenz.
Allein die Vielzahl ist dabei noch nicht das größte Problem,
denn jedes Abkommen für sich schreibt andere Standards,
andere Übergangsfristen und andere Ausnahmen fest; die-
se zunehmende Komplexität in den Regeln des Welthan-
dels lässt sich wohl kaum als Musterbeispiel von guter Go-
vernance anführen. Außerdem erfordert regionale Libera-
lisierung im Gegensatz zu MFN-basierter Liberalisierung
die Definition und Durchsetzung von Ursprungsregelun-
gen. Gerade Agrareinfuhren in die EU aus präferierten Län-
dern haben in der Vergangenheit gezeigt, dass Regelun-
gen über das Herkunftsland oft hohen administrativen Auf-
wand, unter Umständen gar Betrug und Korruption nach
sich ziehen.5

Schließlich sollten auch die dynamischen Wirkungen einer
weiter verstärkten Nutzung von Freihandelsabkommen be-
dacht werden. Diese können wesentlich gravierender sein
als die bisher diskutierten, eher statischen Auswirkungen.
Per Konstruktion beinhaltet ein bilaterales oder regionales
Handelsabkommen Auswirkungen auf Dritte, welche nicht
mit am Verhandlungstisch sitzen. Die Möglichkeit, dass hier-
bei wesentliche Nachteile für die unbeteiligten Drittländer
entstehen, ist nicht von der Hand zu weisen. Die bereits
angesprochene Handelsumlenkung ist ein Beispiel für eine
solche Externalität. Andere externe Effekte können durch
Auswirkungen auf die Weltmarktpreise dann entstehen, wenn
einer der am Abkommen beteiligten Partner ein großes Land
auf dem Weltmarkt ist. Bei dynamischer Betrachtung kann
eine weitere Externalität darin bestehen, dass ein bilatera-
les oder regionales Handelsabkommen eine Sogwirkung in
der Region auf diejenigen Länder ausübt, welche zunächst
nicht Bestandteil des Freihandelsabkommens sind. Wenn

auch nicht a priori gesagt werden kann, ob es sich hier um
eine positive oder negative Externalität handelt, so schränkt
diese Wirkung mittelfristig die Freiheitsgrade der zunächst
Unbeteiligten ein. Schließlich kann auch die Wirkung auf mul-
tilaterale Handelsliberalisierung als externer Effekt betrach-
tet werden. Obwohl die WTO einige Regeln für die Etablie-
rung von Freihandelsabkommen festgeschrieben hat, sind
diese Regeln zu keinem Zeitpunkt durchgesetzt worden. Von
daher ist es nicht auszuschließen, dass auf lange Sicht Aus-
wirkungen auf die Stabilität und Attraktivität der WTO als
Motor der Liberalisierung durch bilaterale und regionale Han-
delsabkommen entstehen, ohne dass die WTO-Mitglieder
beteiligt werden. Wird beispielsweise der MFN-Zollsatz im
Agrarbereich durch verstärkte Regionalisierung obsolet, so
lässt sich die Wirksamkeit von WTO-Vereinbarungen auf die
tatsächliche Marktöffnung durch deren Umsetzung immer
schwieriger abschätzen – die WTO verlöre dann zukünftig
noch deutlicher an Effektivität.

Auswirkungen auf Agrarhandel und 
Agrarhandelsliberalisierung

Die Wirkung des Scheiterns auf den Weltagrarhandel ist ein-
deutig: Er wird kurzfristig weniger stark wachsen, als dies
bei erfolgreichem Abschluss der Verhandlungen der Fall
gewesen wäre. Die Schäden betreffen Industrie- und Ent-
wicklungsländer; diese werden aufgrund der größeren Ver-
wundbarkeit und der größeren Rolle des ländlichen Raums
wohl aber relativ stärker getroffen werden. Die Modellab-
schätzungen über einen erfolgreichen Abschluss der Do-
ha-Runde deuten alle auf einen mehr oder weniger deutli-
chen Anstieg der Weltmarktpreise für Agrarprodukte hin.
Das heißt im Umkehrschluss aber auch, dass das Ausblei-
ben dieses Anstiegs die Nettoimporteure von Agrarproduk-
ten, insbesondere von Nahrungsmitteln (also die Mehrzahl
der Entwicklungsländer6), durch das Scheitern der Doha-
Runde kurzfristig nicht nachteilig betreffen wird. 

Auf längere Sicht wird der Weltagrarhandel in seiner Ent-
wicklung auch ganz wesentlich davon abhängen, ob und
wie sich die weitere Liberalisierung des Weltagrarhandels
vollzieht. Positiv zu werten wäre eine zügige Wiederaufnah-
me der WTO-Verhandlungen, eine Verlängerung der TPA für
die derzeitige US-Regierung, ein Einlenken der Europäer
beim Marktzugang für Agrarprodukte und größere Flexibili-
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5 Als Beispiel sei das Balkan-Abkommen genannt, welches zunächst auch
zollfreie Zuckereinfuhren in die EU vorsahen. Nachdem es in Folge dieser
Regelung zu einem intensiven Karussellhandel zwischen Serbien und der
EU kam, musste für Zucker das Balkan-Abkommen zu einer Zollpräferenz-
quote geändert werden.

6 Valdes und McCalla (2004) belegen, dass auf Basis der Durchschnitte
von 1995–97 von 148 Entwicklungsländern nach UN-Definition zwei Drit-
tel (105 Länder) als Netto-Nahrungsmittelimporteure eingestuft werden
können; unter den am wenigsten entwickelten Ländern (46 zum Untersu-
chungszeitpunkt) befindet sich nur ein einziger Nettoexporteur für Nah-
rungsmittel. Betrachtet man Agrarpodukte insgesamt, so sind immer noch
60% der Entwicklungsländer Nettoimporteure. Siehe dazu auch Valdes, A.
und A.F. McCalla (2004). Where the Interests of Developing Countries Con-
verge and Diverge. In M.D. Ingco und L.A. Winters (Hrsg.), Agriculture and
the New Trade Agenda – Creating a Global Trading Environment for De-
velopment. Cambridge: Cambridge University Press: 136–48.
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tät gerade der Schwellenländer beim Marktzugang für Agrar-
und Nichtagrarprodukte, so dass günstigstenfalls nur Mo-
nate, nicht aber Jahre für den Abschluss der Doha-Runde
verloren gehen. Wahrscheinlicher ist es, dass der oben dis-
kutierte Regionalismus weiter an Bedeutung gewinnt. Aus
den obigen Ausführungen sollte deutlich geworden sein,
dass ich insbesondere für den Agrarhandel diesen Weg für
wenig empfehlenswert halte. Nach den bisherigen Erfahrun-
gen scheint er in den Industrieländern die historisch gewach-
sene Subventionierung und Protektion des Agrarsektors ten-
denziell stärker zu fixieren, als dies durch multilaterale Ent-
wicklungsschritte der Fall wäre. 

Nicht zuletzt spielt die Agrarhandelsliberalisierung eine ent-
scheidende Rolle für die Reform der Agrarpolitik in den In-
dustrieländern. Sowohl die Agrargesetzgebung 1996 in den
USA als auch die MacSharry-Reform 1992 in der EU, noch
mehr die aktuelle Agrarreform in der EU mit ihren wesentli-
chen Entkopplungselementen, also der Trennung von Sub-
vention und Produktion im Agrarsektor, sind ganz wesent-
lich von den WTO-Verhandlungen geprägt. Es scheint mir
daher vom Scheitern der WTO-Verhandlungen ein recht pro-
blematisches Signal für die turnusgemäß anstehende Re-
form der US-amerikanischen Agrargesetzgebung in 2007/08
auszugehen. Die Unfähigkeit, sich in Fragen der Agrarhan-
delsliberalisierung zu einigen, könnte einen Rückschritt in
der einheimischen Agrarpolitik nach sich ziehen. Sollte sich
die nächste »Farm Bill« noch weiter von der Grundidee der
Integration des Agrarsektors in die heimische und interna-
tionale Arbeitsteilung durch Abbau von Stützungsmaßnah-
men entfernen, könnte dies auch bedenkliche Auswirkun-
gen auf die Agrarpolitik anderer Länder haben. Für viele Ent-
wicklungsländer, die für ihre eigene wirtschaftliche Entwick-
lung auf Wachstum im Agrarsektor angewiesen sind, könn-
ten solche Verzögerungen im Abbau der Agrarstützung das
Wachstum ihrer Volkswirtschaften stark negativ beeinflus-
sen. Eine zügige Rückkehr an die Genfer Verhandlungsti-
sche und eine weit vorsichtigere Anwendung von bilatera-
len und regionalen Freihandelsabkommen als in den letzten
Jahren erscheinen demgegenüber als weit überlegene Al-
ternativen.

Doha im Koma – was auf dem Spiel
steht

Das (vorläufige) Scheitern der Doha-Runde Ende Juli kam
überraschend, aber nicht ganz unerwartet. Erst kurz zu-
vor hatten optimistische Töne vom G-8-Gipfel in St. Pe-
tersburg die Hoffnung aufkeimen lassen, die seit Mona-
ten andauernden und festgefahrenen »Grabenkämpfe« in
Genf könnten durch ein Machtwort der Regierungschefs
befriedet werden. Gewisse Kompromisslinien hatten sich
zudem im Frühsommer abgezeichnet. Doch in den ent-
scheidenden Verhandlungen blieben die Positionen zu
weit voneinander entfernt. Die USA weigerten sich, ihre
heimischen Agrarsubventionen – wohl auch mit Blick auf
die Kongresswahlen im Herbst – weiter zu kürzen, weil
ihnen die auf dem Tisch liegenden Gegenangebote nicht
weit genug gingen. Es wäre aber paradox, den USA die
Alleinschuld zu geben. Denn sie haben eine ambitionier-
tere Liberalisierung angestrebt als die EU und die Schwel-
lenländer. Eine Mitverantwortung am Scheitern tragen
folglich alle Beteiligten.

Wie konnte es dazu kommen?

Letztlich liegen die Ursachen für die Probleme der sich schon
viel länger als geplant hinziehenden Doha-Runde aber tiefer. 

– Die Kompromissfindung auf WTO-Ebene ist schwieri-
ger als in früheren Handelsrunden geworden, weil sich
die Schwellenländer emanzipiert haben und aktiver teil-
nehmen. 

– Der Entwicklungscharakter der Doha-Development-
Round ist so unbestimmt, dass selbst erfolgreiche
Schwellenländer wie Indien die Meinung vertreten konn-
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ten, sie müssten so gut wie keine eigenen Zugeständnis-
se machen. 

– Viele Entwicklungs- und Schwellenländer haben Angst
vor der chinesischen Konkurrenz und weigern sich des-
halb, die Industriezölle deutlich zu senken. 

– Zahlreiche arme Entwicklungsstaaten fürchten bei einer
multilateralen Zollsenkung zu Recht, dass ihre einseitigen
Handelspräferenzen beim Zugang zu den Industrielän-
dermärkten erodieren, und haben zeitweilig mit einen Ve-
to im Rahmen der WTO gedroht. 

– Es erweist sich als notwendig, aber sehr schwierig, die
unterschiedliche Leistungsfähigkeit zwischen Schwellen-
und ärmeren Entwicklungsländern zu berücksichtigen,
die im WTO-Kontext bislang einen einheitlichen Status
haben.

– Handelsthemen stehen stärker als während der letzten
Welthandelsrunde im öffentlichen Blickpunkt und werden
viel kontroverser diskutiert. 

– Grundsätzlich ist die politische Grundstimmung zuneh-
mend protektionistisch. Gerade auch in Europa und
Deutschland haben immer mehr Menschen Angst um ih-
ren Arbeitsplatz, die zudem von Globalisierungskritiken
noch unnötig geschürt wird. 

Daneben ist nicht auszuschließen, dass die Schwellenlän-
der strategisch ein vorläufiges Scheitern in Kauf genom-
men haben, in der Hoffnung in ein paar Jahren noch mehr
Zugeständnisse der EU im Agrarbereich zu erhalten. Denn
die EU hat bislang versucht, die bereits 2003 beschlosse-
nen internen Reformen der Gemeinsamen Agrarpolitik auf
der WTO-Ebene als wertvolle Münze in die Waagschale zu
werfen, um damit Zugeständnisse der Handelspartner zu
erkaufen. Je mehr Zeit ins Land zieht, desto weniger wird
diese Strategie jedoch aufgehen. 

(Wann) geht es weiter? 

Die Frage, wie groß der Schaden des vorläufigen Schei-
terns ist, lässt sich nicht mit einem Satz beantworten. Es
kommt zunächst darauf an, ob die Doha-Runde nun end-
gültig zu Grabe getragen, ob sie nur für wenige Monate
ruhig gestellt oder aber auf Jahre hinaus ins Koma ver-
setzt wurde. 

Ein endgültiger Exitus ist derzeit die unwahrscheinlichs-
te Variante. Denn auch andere Welthandelsrunden waren
schon auf der Intensivstation und sind schließlich erfolg-
reich wiederbelebt worden – zuletzt die Uruguay-Runde
mit ihrer tiefen Krise im Jahr 1990, die etwa ein Jahr spä-
ter durch ein Kompromisspapier des damaligen WTO-Di-
rektors Arthur Dunkel wieder auf die Beine kam. Auch
die damalige Runde sollte eigentlich nur vier Jahre dau-
ern und hat am Ende erst nach acht Jahren ihren Ab-
schluss gefunden. 

Ebenso ist kaum zu erwarten, dass die Doha-Runde be-
reits in den nächsten Monaten wieder aus ihrem Schlum-
mer geweckt wird. Zwar signalisierte die US-Handelsbe-
auftragte Schwab vor kurzem überraschend, dass die Ver-
handlungsvollmacht des US-Kongresses für die US-Ad-
ministration (Trade Promotion Authority – TPA) möglicher-
weise doch für einige Monate verlängert werden könnte
– zumindest dann, wenn Anfang 2007 ein merklicher Ver-
handlungsfortschritt erfolgt ist. Zuvor hatte sie den Ein-
druck vermittelt, dass eine Verlängerung über den 1. Juli
2007 hinaus, wenn die TPA ausläuft, äußerst unwahr-
scheinlich ist, Ohne diese Vollmacht, die vorsieht, dass
der US-Kongress ein Verhandlungspaket nur als Ganzes
annehmen oder ablehnen kann, sind multilaterale Verhand-
lungen nicht realistisch. Es ist allerdings durchaus denk-
bar, dass der US-Kongress die TPA sogar bis zum Ende
des Jahrzehnts erneuert. Andernfalls würden die USA kei-
ne weiteren bilateralen Handelsabkommen mehr schlie-
ßen können und so gegenüber Konkurrenzländern ins Hin-
tertreffen geraten. Doch selbst wenn sich die Zeichen meh-
ren, dass der US-Kongress die TPA verlängert oder so-
gar erneuert, dürfte die Doha-Runde in der Zeit nach den
US-Kongresswahlen im Herbst 2006 wohl keine wesent-
lichen Fortschritte machen. Denn im Mai 2007 finden in
Frankreich Präsidentschaftswahlen statt. Da ist kaum vor-
stellbar, in den Monaten zuvor über Zollsenkungen der EU
bei sensitiven Agrargütern zu verhandeln. Auch nach dem
Mai 2007 dürfte es – trotz verfügbarer TPA – nicht weiter-
gehen, weil dann bald der politische Schlagabtausch im
Vorfeld der US-Präsidentschaftswahl im Herbst 2008 be-
ginnt und auch hier Handel eher ein Thema ist, um Wäh-
ler zu vergraulen. Zudem ist im Nachgang des Verhand-
lungskollapses in diesem Sommer viel Porzellan zerschla-
gen worden. Vor allem zwischen den USA und der EU ist
das Klima derzeit ziemlich vergiftet. Ohne ein gemeinsa-
mes Engagement dieser beiden Elefanten des Welthan-
dels ist an ein Fortkommen der Doha-Runde jedoch nicht
zu denken. 

Das wahrscheinlichste Szenario sieht wie folgt aus: Die Re-
Animierung der Doha-Runde wird auf die Zeit nach den Prä-
sidentschaftswahlen in den USA im Herbst 2008 verscho-
ben. Spätestens dann dürfte der US-Kongress wohl auch
die Verhandlungsvollmacht der Administration erneuern.
Es ist allerdings äußerst fraglich, ob dann am jetzigen Ver-
handlungsstand angeknüpft werden kann. Wahrscheinlicher
ist, dass die Karten neu gemischt werden – nicht zuletzt weil
die EU ihre Agrarreform immer weniger als Zugeständnis
verkaufen kann und die USA mit einer weiteren Farm Bill
die Agrarsubventionen auf eine andere Basis gestellt ha-
ben dürften. Wie wahrscheinlich eine Einigung unter diesen
neuen Bedingungen sein wird, ist derzeit noch schwer ab-
zuschätzen. Die genannten grundsätzlichen Belastungsfak-
toren der Doha-Runde jedenfalls werden sich in der Zwi-
schenzeit nicht in Luft auflösen. 
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Was steht auf dem Spiel? 

Im Rückblick wird man dann wohl auch erkennen, dass
im Sommer 2006 nicht wenig auf dem Verhandlungstisch
gelegen hat. Sicherlich wäre aus ökonomischer Sicht ei-
ne umfassende und weit reichende Handelsliberalisierung
mehr als wünschenswert. Doch den Verhandlungsstand
vom Juli, der davon zwar noch merklich entfernt war, wie
die US-Handelsbeauftragte Schwab pauschal als »Doha
Lite« abzutun, erscheint überzogen. Denn WTO-General-
direktor Lamy hat darauf hingewiesen, dass der sich ab-
zeichnende Kompromiss zwei- bis dreimal so viel wert
sein würde wie die Resultate früherer Handelsrunden. Da-
zu gehören Elemente, die sich durchaus sehen lassen
können:1

– eine Senkung der angewandten Industriezölle um durch-
schnittlich knapp die Hälfte in den Industrieländern und
um durchschnittlich deutlich mehr als 10% in den Schwel-
lenländern, wobei höhere Zölle stärker als niedrige ge-
senkt werden sollten, 

– eine Reduzierung der Agrarzölle durch Industrieländer um
durchschnittlich rund die Hälfte, 

– eine merkliche Senkung der Handel verzerrenden heimi-
schen Agrarsubventionen, 

– eine vollständige Abschaffung der Exportsubventionen
und ähnlicher Instrumente im Agrarbereich durch die
Industrieländer bis 2013 mit einem vorgezogenen
Phase-out, 

– die Erleichterung der Zollabwicklung (Trade Facilitation), 
– eine gewisse weitere Öffnung der Dienstleistungsmärk-

te durch zumindest eine Teilgruppe der WTO-Mitglieder.

Und mit einem besonderen Fokus auf arme und ärmste Ent-
wicklungsländer:

– ein weitgehend zoll- und quotenfreier Zugang (mindes-
tens zu 97% der Produktgruppen) für die ärmsten Ent-
wicklungsländer zu den Märkten der Industrieländer und
einiger Schwellenländer, wobei die meisten Industrielän-
der diese Forderung bereits zuvor umgesetzt haben –
mit Ausnahme Japans und vor allem der USA (WTO,
2006, 27 ff.), 

– eine vorzeitige Kürzung der US-Baumwollsubventionen,
um den Forderungen westafrikanischer Baumwollprodu-
zenten entgegenzukommen, 

– ein finanzielles Hilfspaket der Industrieländer für Entwick-
lungsländer (Aid for Trade), um die Exportfähigkeit zu er-
höhen, indem etwa Mittel zur Verbesserung der Infrastruk-
tur vergeben werden. 

All dies wird nun nicht umgesetzt. Modellrechnungen zei-
gen, dass neben der Zollsenkung im Agrar- und Industrie-
sektor vor allem die Vereinfachung der Zollabwicklung und
die Liberalisierung des Dienstleistungshandels die größten
Wohlfahrtsgewinne abgeworfen hätten (Elliot, 2006). Deren
genaue Quantifizierung fällt schwer, weil das endgültige Er-
gebnis-Paket nicht festgezurrt wurde und die Schätzmodel-
le unterschiedlich sind. Ein wichtiger Vorteil, den die Model-
le ohnehin nicht erfassen, läge zudem in der Verankerung
(Lock-in) von Zollreformen vieler Entwicklungsländer. Ohne
WTO-Vertragsbindung können die unilateral gesenkten Zöl-
le dagegen jederzeit wieder erhöht werden. 

Wen trifft der Schaden?

Das Gros der Entwicklungsländer ist am stärksten durch das
Scheitern betroffen. Modellkalkulationen zu einem als mög-
lich erachteten Doha-Ergebnis zeigen, dass die Entwick-
lungsländer relativ zum Einkommen in etwa doppelt so viel
an Realeinkommenszuwachs erzielen würden wie die rei-
chen Staaten (Elliot, 2006). Am meisten entgeht aber vielen
der ärmsten Entwicklungsländer, die eben nicht von der er-
wähnten Sonderbehandlung profitieren können. 

Doch auch die Industrieländer müssen auf wichtige Vortei-
le verzichten, nachdem die Doha-Runde suspendiert wur-
de. Vor allem wir Verbraucher zahlen weiterhin überhöhte
Preise für Agrarprodukte, die wir auf dem Weltmarkt güns-
tiger einkaufen könnten, und müssen zudem Steuern auf-
bringen, um die hohen Agrarsubventionen zu finanzieren.
Aber auch die deutsche Industrie bleibt auf der Strecke. Hat-
te sie doch gehofft, stärker auf die Wachstumsmärkte der
Welt vordringen zu können, wenn die Schwellenländer ge-
rade in Asien ihre Zölle senken. Während die deutschen Wa-
renexporte insgesamt seit 1995 um über 90% gestiegen
sind, haben die deutschen Warenausfuhren nach Südost-
asien gerade einmal um gut 25% zugelegt. 

Noch gravierenderen Schaden dürfte die WTO nehmen,
wenn die Doha-Runde tatsächlich auf Jahre verschoben
oder gar endgültig scheitern würde. Die Organisation steht
auf zwei Beinen – eines davon lahmt und dem anderen könn-
te ein holpriger Weg bevorstehen. 

– Beim ersten Standbein der WTO, ihrer Funktion als Fo-
rum für eine fortschreitende Liberalisierung und Regel-
werkserweiterung des Welthandels, zeigen sich die ein-
gangs erwähnten vielfältigen Probleme. Es ist allerdings
einzuräumen, dass zumindest viele Entwicklungsländer
sich auch ohne WTO stärker dem Weltmarkt geöffnet und
unilateral die Zölle gesenkt haben. Ein weiterer Schwach-
punkt der WTO ist, dass »neue« Handelsthemen wie Wett-
bewerbsrecht, Schutz von ausländischen Direktinvesti-
tionen und öffentliches Auftragswesen aus der Doha-
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Agenda ausgeklammert wurden, obwohl die Industrie-
länder gerade an diesen Themen besonders interessiert
sind. Es ist daher zu überlegen, hier mit plurilateralen
Abkommen zwischen den liberalisierungsbereiten Län-
dern voranzuschreiten und so die »WTO des einheitlichen
Tempos« aufzugeben (Glania/Matthes, 2005, 88 ff.).

– Das zweite Standbein ist nach wie vor intakt. Die WTO
hütet die bisher erreichten Liberalisierungsfortschritte und
überwacht die Einhaltung der sich daraus ergebenden
Handelsregeln mit Hilfe des recht effektiven WTO-
Schiedsgerichts. Es stellt sich aber die Frage, ob die Ak-
zeptanz dieser äußerst wichtigen Institution beim Schei-
tern der Doha-Runde auf längere Sicht nicht schwindet.
So regt sich vor allem in den USA bereits seit längerem
Widerstand dagegen, dass die WTO zu sehr in nationa-
le Belange eingreift. Ein erneuter Stein des Anstoßes mö-
gen US-Agrarsubventionen für Mais und Reis werden,
gegen die Entwicklungsländer mit guten Erfolgsaussich-
ten klagen könnten (Oxfam, 2005). Doch eine vollständi-
ge Abkehr von den WTO-Regeln ist selbst für die USA
kaum vorstellbar. Daher spricht wenig dafür, dass die
WTO nicht auch auf einem Bein dauerhaft gut stehen
könnte. 

Die WTO droht aber durch immer mehr regionale und vor
allem bilaterale Handelsabkommen geschwächt zu werden.
Seit dem Jahr 2000 hat hier ein zuvor ungekannter Boom
eingesetzt. Einschließlich einer erheblichen Dunkelziffer dürf-
te es inzwischen etwa 300 von diesen Abkommen geben,
und laut WTO-Angaben wird bereits etwa die Hälfte des
Welthandels von ihnen abgedeckt. Doch wenngleich die
ökonomische Zunft hier unterschiedliche Meinungen vertritt,
zeigt die Handelsrealität zuletzt recht deutlich, dass dieser
neue Bilateralismus schädlich für die WTO und das Welt-
handelssystem ist (Glania/Matthes, 2005, 38 ff.). 

So ist das Fortkommen in der Doha-Runde merklich zum
einen dadurch gebremst worden, dass Länder Furcht vor
der Erosion bereits bestehender Handelspräferenzen haben.
Zum anderen ist der Liberalisierungsdruck der Exportwirt-
schaft gegenüber den protektionistischen Agrarinteressen
nicht mehr so stark wie früher, weil bilaterale Abkommen
als Alternative bereits bestehen oder für die Zukunft win-
ken. Dabei erweist sich der Bilateralismus zunehmend als
wohlfahrtsschädigend, weil die Transaktionskosten des Han-
dels durch ein kaum noch durchschaubares Geflecht von
bilateralen Handelsabkommen massiv erhöht werden und
so Sand ins Getriebe der Globalisierung gestreut wird. Wohl-
fahrtsverluste resultieren auch daraus, dass immer mehr Ent-
wicklungsländer – vor allem in Asien – Abkommen unterein-
ander schließen, die häufig eine starke Handelsumlenkung
mit sich bringen. 

Warum ist Bilateralismus dann trotzdem en vogue? Spiel-
theoretisch lässt sich zeigen, dass der Abschluss bilatera-

ler Abkommen eine dominante Strategie ist und somit eine
Art Gefangenen-Dilemma entsteht. Dies führt zu einem sich
selbst verstärkenden »Race for Markets«, das den jüngs-
ten Boom wesentlich erklärt (Glania/Matthes, 2005, 36 ff.)
Das Problem liegt darin, dass Bilateralismus für die einzel-
nen Staaten rational ist, für das Welthandelssystem aber
schädlich. Der Verzicht auf die bilaterale Strategie bekommt
daher den Charakter eines öffentlichen Gutes. Bedauerli-
cherweise ist die WTO als supranationale Organisation aber
zu schwach, um hier als Zentralgewalt zu intervenieren und
das schädliche »Race for Markets« zu bremsen.

Doch spricht manches dafür, dass sich der Bilateralismus
von selbst als Irrweg erweist – vor allem aus Sicht der Ent-
wicklungsländer. Denn sie erleiden Wohlfahrtsverluste, weil
sie entweder von den Industrieländern außen vor gelassen
werden oder weil sie handelsumlenkende Abkommen mit
anderen Entwicklungsländern schließen. Bei Abkommen mit
den mächtigen Industriestaaten dagegen stehen sie schlech-
ter da als in der WTO. In der Folge werden ihnen teils uner-
wünschte Regeln diktiert. Als Gegenleistung erhalten sie
zwar einen verbesserten Zugang zu den großen Märkten.
Dieser verliert jedoch immer mehr an Wert, je mehr Entwick-
lungsstaaten von den Industrieländern die gleichen Rechte
eingeräumt bekommen (Positionsgutcharakter). 

Vielleicht bringt diese Einsicht die Entwicklungs- und Schwel-
lenländer mit weniger zaghaften Liberalisierungsangeboten
schneller als gedacht zurück an den Verhandlungstisch in
Genf. Vielleicht dauert es aber auch noch zehn oder mehr
Jahre, bis die Frustration über den Bilateralismus so groß
ist, dass die WTO eine verdiente Renaissance feiern und
wieder auf beiden Beinen fest stehen kann. 
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DIHK: Für die Wirtschaft gibt es keine
Alternative

Am 24. Juli 2006 erklärten die Handelsminister der wichtigs-
ten WTO-Mitgliedstaaten, dass die laufenden Verhandlun-
gen im Rahmen der Doha-Development Agenda der Welt-
handelsorganisation bis auf weiteres unterbrochen würden.
Die Diskrepanz unter den Verhandlungspositionen sei mo-
mentan zu groß. Alle Verhandlungspartner sollten ihre An-
gebote überdenken.

Niemand sprach von einem Abbruch oder gar einem
Scheitern der Doha-Runde. Dafür steht für alle Mitglie-
der – ob Industrie-, Schwellen- oder Entwicklungsländer
– zu viel auf dem Spiel. In der Einschätzung wissen alle
nur zu gut: Den Schaden bei einem Scheitern tragen dann
wohl alle Länder. Auf jeden Fall aber die WTO als Orga-
nisation. Schon jetzt häufen sich bilaterale, also zweisei-
tige Abkommen.

Wenngleich die Entwicklungsländer als Verlierer gelten wür-
den, weil ihre Exportmöglichkeiten für Agrargüter durch ho-
he Zölle in der westlichen Welt weiter behindert werden, zähl-
ten dann allerdings auch Unternehmen in Exportländern wie
Deutschland zu den Verlierern. Sie würden unter hohen Zöl-
len und Kosten für bilaterale Lösungen leiden. Die Welt-
bank hatte den möglichen Wohlstandszuwachs durch die
Doha-Runde und den damit verbundenen freieren Handel
auf weltweit 287 Mrd. US$ geschätzt.

Wie so oft geht es um die Landwirtschaft. Auf sie entfallen
zwar nur noch 5% des gesamten Welthandels. Sie hat aber
nach wie vor in vielen Ländern, und darunter auch in vielen
Industrienationen, ein erhebliches politisches Gewicht. Kon-
fliktlösungen sind auch deshalb schwierig, weil alle Entschei-

dungen im Rahmen der WTO einstimmig getroffen werden
müssen.

Die WTO als Ordnungsrahmen für den 
internationalen Handel

Die deutsche Wirtschaft braucht eine funktionsfähige Welt-
handelsorganisation (WTO). Nur sie schafft und überwacht
die Rahmenbedingungen, unter denen sich ein freier und
fairer Welthandel vollziehen kann. Der deutsche Außenhan-
del, seit Jahren Motor der deutschen Wirtschaft, profitiert
in besonderer Weise von den WTO-Regeln, denn sie bie-
ten allen Staaten bei ihren Handelsbeziehungen Rechtssi-
cherheit. Die Unternehmen kennen die Bedingungen für den
Import oder Export ihrer Waren und können auf dieser Grund-
lage ihre Geschäftstätigkeit erfolgreich ausüben.

Die 149 Mitgliedstaaten der WTO sollen entsprechend der
Satzung der Organisation den Welthandel weiter liberalisie-
ren. Das heißt konkret, den Zugang zu neuen Märkten für
landwirtschaftliche und industrielle Waren sowie für Dienst-
leistungen ermöglichen. Zugleich sollen tarifäre und nicht-
tarifäre Handelshemmnisse abgebaut und staatliche Sub-
ventionen abgeschafft werden. Handel und Investitionen,
Handel und Wettbewerb, Transparenz im öffentlichen Auf-
tragswesen erfordern dringend gemeinsame Regeln. Auf ih-
rer Sitzung in Doha im Jahr 2001 haben die Handelsminis-
ter der in der WTO vertretenen Länder neben Marktöffnung
und zusätzlichen Regelungen auch eine bessere Integrati-
on der Entwicklungsländer in den Welthandel gefordert. Je-
doch weder 2003 in Cancún noch 2005 in Hongkong ist es
den Mitgliedsländern gelungen, in den Verhandlungen für
die angestrebte Reform der WTO zu einer gemeinsamen Lö-
sung zu kommen.

Das Dilemma der »Single-Undertaking«-
Verhandlungen

Das Dilemma der WTO-Verhandlungen liegt im schwieri-
gen Unterfangen begründet, drei in ihrer Art und ihren Aus-
wirkungen völlig unterschiedliche Bereiche in gegenseiti-
ger Abhängigkeit gleichzeitig parallel zu verhandeln; Land-
wirtschaft, Marktzugang für Industriegüter (NAMA-Non
Agricultural Market Access) und Dienstleistungen sollen in
einem gemeinsamen Ergebnis verabschiedet werden; d.h.,
die unter der Bezeichnung »Doha Development Agenda«
(DDA) geführten Erörterungen laufen nach dem Prinzip des
»Single-Undertaking« ab. Hauptstreitpunkte sind die Agrar-
subventionen der USA und die Senkung der Einfuhrzölle
auf landwirtschaftliche Produkte seitens der EU. Wenn auch
die Landwirtschaft vordergründig die Agenda dominiert,
geht es aber mit gleicher Intensität auch um Export- und
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Importerleichterungen für industrielle Güter und Dienstleis-
tungen.

Ein Kompromiss der Mitgliedstaaten kam zuletzt im Juli 2006
in Genf nicht zustande, weil die USA einem Subventions-
abbau für ihre Landwirtschaft auf keinen Fall zustimmten.
Dagegen forderten die USA und die EU von den Schwel-
lenländern, wie beispielsweise Brasilien, Indien, China, Süd-
afrika u.a., mehr Wettbewerb im Industrie- und Dienstleis-
tungssektor in ihren Ländern zuzulassen. In der EU waren
sich Kommission und Mitgliedstaaten darin einig, die EU soll-
te kein weiteres Agrarangebot, also Zollzugeständnis, vor-
legen, solange die anderen Verhandlungspartner ihrerseits
nicht zu Zugeständnissen in ihrer Handelspolitik bereit sind.
Die logische Konsequenz dieses Dilemmas war eine gegen-
seitige Blockade, statt Verhandlungen und Ergebnissen gab
es nur gegenseitige Schuldzuweisung und schließlich das
Verhandlungspatt.

Bei einem Scheitern der Verhandlungen gibt es
nur Verlierer

Nachdem sich die Handelsminister der wichtigsten Mitglied-
staaten im Juli 2006 nur darin einig wurden, die Verhand-
lungen bis auf Weiteres abzubrechen, gab es sofort be-
sonnene Stimmen. Die EU und die USA, die noch vor Kur-
zem nicht bereit waren, sich zu bewegen, riefen nun dazu
auf, baldmöglichst die Verhandlungen wieder aufzunehmen,
weil der Welthandel sonst Gefahr laufe, zu protektionisti-
schen Handelsstrukturen zurückzukehren. Die Schwellen-
länder, insbesondere Brasilien, erkannten zu spät die Ge-
fahr, ohne eigenes Verhandlungsangebot keine ausreichen-
de Marktöffnung für die Agrarprodukte zu erzielen. Klare
Verlierer waren die Entwicklungsländer, denen bereits ver-
sprochene Liberalisierungen im Hinblick auf die großen
Märkte der Industrieländer, aber auch im Handel mit ande-
ren Entwicklungsländern, jetzt erst einmal versagt bleiben.
Besonders alarmierend ist es aber, dass die Welthandels-
organisation selbst in Frage steht, weil der Mangel an Kom-
promissfähigkeit der gleichberechtigten Mitglieder Zweifel
am Reformwillen und der Handlungsfähigkeit der Organi-
sation aufkommen lässt.

Für die europäischen, insbesondere für die vom Außen-
handel stark abhängigen deutschen Unternehmen, ist die-
ses vorläufige Scheitern der Doha-Verhandlungen ein schwe-
rer Schlag. Der Lissabon-Prozess der Union, der die Stei-
gerung der Wettbewerbsfähigkeit sowie die nachhaltige Be-
schäftigungssicherung zum Ziel hat, braucht zum Gelingen
die Expansion europäischer Firmen auf dem Weltmarkt. Oh-
ne den erfolgreichen WTO-Abschluss und den damit ver-
bundenen Zugang zu neuen Märkten wird sich das von der
EU gesteckte Wachstumsziel bis 2010 nicht erreichen las-
sen. Es bedarf der Anstrengung aller gesellschaftlichen und

wirtschaftlichen Bereiche, die Lissabon-Strategie sowohl im
Binnenmarkt als auch auf dem globalen Markt umzuset-
zen. Dazu müssen sie EU-intern einen handelspolitischen
Konsens erzielen, der die drei Verhandlungsthemen gleich-
berechtigt in der WTO-Diskussion berücksichtigt. Es ist da-
her müßig darüber zu streiten, ob das Agrarangebot der
EU nicht umfassend genug oder zum falschen Zeitpunkt in
die Verhandlungen eingebracht worden war. Fakt ist: Die
Liberalisierung der Industriemärkte und Dienstleistungen ist
mit der Agrarpolitik leider eng verbunden. In einer kürzlich
vorgetragenen Rede machte dies EU-Handelskommissar
Mandelson deutlich: »Der Verhandlungsstillstand im Bereich
Landwirtschaft, der ja für Industrie- und Entwicklungsländer
gleichermaßen nur einen Teil des Handels ausmacht, ver-
hindert Verhandlungsfortschritte im Industrie- und Dienst-
leistungsbereich, wo die größten ökonomischen Gewinne
zu erwarten sind.«

Verhandlungspause bietet Chance und Risiko

Die Unterbrechung der Verhandlungen bietet Chance und
Risiko zugleich. Die Chance besteht darin, dass die Mitglied-
staaten der WTO die Denkpause nutzen. Sie müssen die
Nachteile, die ein Kompromiss bei Subventionsabbau und
Zollsenkung im Agrarbereich bringen würde, gründlich ge-
gen die Vorteile neuer Absatzmärkte, die damit verbunde-
ne Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit und Zuwachs an
Beschäftigung abwägen. Das Umdenken muss also »zu-
hause«, bei uns in der EU beginnen. Solange der Agrarbe-
reich in den Verhandlungen so dominiert, wird es schwer
sein, Erfolge für unsere Interessen auf dem Weltmarkt zu
erreichen. Wir müssen wieder erkennen, dass Verhandeln
kein einseitiges Abverlangen von Vorteilen sein kann, dem
allenfalls nachträglich unsere Zugeständnisse folgen.

Das Risiko der Verhandlungspause liegt im lethargischen
Abwarten der wichtigsten WTO-Mitglieder und dem Irrglau-
ben, der Welthandel entwickle sich auch ohne Reformen
weiter. Dies ist nach der bisherigen Erfahrung zu bezweifeln,
denn die dringend notwendige Einigung zum Abbau der
Handelshemmnisse wird ebenfalls nicht ohne Zugeständ-
nisse zustande kommen. Außerdem besteht das Risiko, dass
wesentliche, bereits vereinbarte Fortschritte und Verhand-
lungsergebnisse verloren gehen könnten. Denn ohne den
Vertragsabschluss werden diese Ergebnisse nicht Bestand-
teil der WTO-Regeln.

Bilaterale Freihandelsabkommen als Alternative
zum multilateralen Handelssystem?

Als Alternativen zu dem multilateralen Handelsabkommen
werden bilaterale bzw. regionale Handelsabkommen ge-
nannt. Bei allzu langem Verhandlungsstillstand werden sie
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in den Vordergrund rücken, und man wird versuchen, Re-
gelungen für die Handelsbeziehungen zweier bzw. mehre-
rer Partner untereinander zu definieren.

Das Problem beginnt allerdings schon mit der Auswahl der
Partner:

– Bestimmen rein politische oder eher wirtschaftliche Fak-
toren, mit wem die EU ein Freihandelsabkommen ab-
schließt?

– Schwierig gestaltet sich auch die inhaltliche Festlegung.
Welche Produkte bzw. welche Branchen umfasst das Ab-
kommen?

– Sind die Belange (d.h. Produkte) der deutschen Wirt-
schaft genügend berücksichtigt?

– Welche Bedingungen werden ausgehandelt?
– Wer entscheidet bei Streitfällen?

All diese Fragen zeigen, dass in jedem Falle sehr unterschied-
liche Ergebnisse zu erwarten sind; jeder unserer Verhand-
lungspartner hat unterschiedliche Interessen. Dies alles zum
Preis einer starken Fragmentierung des Welthandels.

Für die mittelständischen Unternehmen würde dieser Para-
digmenwechsel in der EU-Handelspolitik letztlich zu weni-
ger Transparenz und höheren Kosten führen. Das hätte die
Schwächung der Wettbewerbsfähigkeit europäischer Un-
ternehmer zur Folge. Wegen der Präferenzen, die zwischen
einzelnen Partnern vereinbart würden, wären andere Han-
delspartner benachteiligt. Im Ergebnis gäbe es nicht einen
Abbau von Handelsbarrieren, sondern vielmehr den Auf-
bau neuer. 

Der deutsche Mittelstand als Leidtragender

Der Erfolg der deutschen Exportwirtschaft beruht im We-
sentlichen auf dem breit aufgestellten unternehmerischen
Mittelstand. Ihn würden die administrativen Kosten bei ei-
ner zukünftig zu befürchtenden Fülle von bilateralen Freihan-
delsabkommen in Folge eines Scheiterns der WTO-Runde
am meisten belasten. Unterschiedliche Abkommen bedeu-
ten unterschiedliche Verfahren in der Abwicklung des Han-
dels; dies beginnt beim Einkauf der Produktionsmittel und
endet bei der Abwicklung des Auslandsgeschäfts. Jeder
Auslandsauftrag verlangt dann eine eigene, auf die spezifi-
schen Regelungen eines Abkommens bezogene zusätzli-
che Kalkulation. Aber nicht nur Kalkulation und Zollabwick-
lung werden komplizierter, es kommt zu einer zeitlichen Ver-
zögerung und kann in der Folge beispielsweise zu höheren
Lagerkosten führen.

Abkommen sollen der Wirtschaft finanzielle Vorteile brin-
gen, ohne dass der administrative Aufwand überwiegt; der
DIHK rechnet aber damit, dass auf die Unternehmen zum

Teil erhebliche Mehrkosten zukommen. Selbst mittelgro-
ße Unternehmen mit starkem internationalem Geschäft
müssten weitere Mitarbeiter einstellen, die die einzelnen
unterschiedlichen Zollregime genau kennen und beachten.
Große Unternehmen können sich das vielleicht leisten, aber
für kleinere Firmen sind das zum Teil enorme Zusatzkos-
ten, so dass die Präferenzen, die in bilateralen Abkom-
men vereinbart würden, den Unternehmen keinerlei Vortei-
le mehr bringen.

Die wichtigsten WTO-Mitglieder haben in den Tagen nach
der vorläufigen Einstellung der Verhandlungen von sich aus
betont, die Gespräche sollten baldmöglichst wieder aufge-
nommen werden. Das ist auch die DIHK-Forderung. Aus
Sicht des deutschen Mittelstands gibt es keine vernünftige
Alternative zum multilateralen Handelsabkommen. In die-
sem Zusammenhang ist das Bekenntnis von Kommissar
Mandelson und Wirtschaftsminister Glos zu begrüßen, dass
das multilaterale Handelssystem Vorrang haben muss und
bilaterale oder regionale Abkommen lediglich »add-ons«, nie
aber Ersatz sein können.
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Die WTO Verhandlungen – Ist es wirklich
das Ende der Doha-Runde?

Mit dem (vorrübergehenden) Aussetzen der WTO-Verhand-
lungen in der letzten Juliwoche wurden die hohen Erwartun-
gen an einen erfolgreichen Abschluss abrupt zunichte ge-
macht. Für viele Experten und Beobachter signalisiert der
Abbruch der Gespräche ein Scheitern der Doha-Runde.
Doch bedeutet der Abbruch tatsächlich das Ende dieser
Welthandelsrunde? Falls ja, wie kam es dazu, und wer ist
dafür verantwortlich? 

Zeitgleich mit dem Aussetzen der Verhandlungen setzten
die Schuldzuweisungen für das Scheitern ein, und es scheint
wie im »Mord im Orient Express« zu sein, in dem jeder Mit-
reisende eine Teilschuld an dem gemeinsam begangenen
Mord trägt. Die EU hätte eine stärkere Absenkung der Agrar-
zölle anbieten sollen, die USA hätten früher Kompromisse
auf dem Gebiet der Agrarsubventionen signalisieren und viel-
leicht auch nicht mitten in den Verhandlungen ihren Chef-
unterhändler auswechseln sollen, Indien und andere Ent-
wicklungsländer hätten nicht auf Ausnahmen von ihren Zoll-
senkungen bestehen sollen. 

Seit dem Beginn der Welthandelsrunde 2001 in Katars
Hauptstadt konnten die Verhandlungen die in sie gesetzten
hohen Erwartungen der Weltöffentlichkeit nicht erfüllen. Die
so genannte »Doha-Runde« wurde zunächst als ein Sym-
bol für internationale Solidarität nach dem 11. September
wahrgenommen und dann schnell zu einer »Entwicklungs-
runde« erklärt, die den ärmeren Ländern helfen sollte. Die
Verhandlungen widmeten sich zunächst sehr intensiv dem
Agrarhandel, doch es wurde schnell deutlich, dass sehr
unterschiedliche Auffassungen über eine Agrarentwicklungs-
runde bestehen. Insbesondere zwischen dem Kern einer
»Sechsergruppe«1 die zu einem Verhandlungsforum inner-
halb der WTO avancierte, wurden die starken Diskrepan-

zen offensichtlich, wie auch die Erkenntnis, dass, obwohl
die WTO-Runde alle Güter einschließt, Verhandlungen nur
im Agrarsektor geführt wurden.

Agrarexporteure wie die USA, Australien und anfänglich auch
Brasilien proklamierten, dass eine Senkung der Schutzzöl-
le und die damit verbundenen billigeren Lebensmittel sowohl
bessere Exportchancen als auch die größten Gewinne für
die ärmsten Länder bringen würden. 

Ärmere Länder wie Indien mit einer hohen Anzahl von schwä-
cheren kleinen landwirtschaftlichen Betrieben verstanden
unter Entwicklung, dass ihre Märkte weiterhin geschützt blei-
ben, in reichen Ländern aber gleichzeitig die Subventionen
abgebaut werden. 

Die EU, die selbst stark subventionierte Landwirte zufrie-
den stellen musste, verfolgte ein ähnliche Strategie wie In-
dien und kritisierte die USA dafür, dass sie unrealistisch ho-
he Liberalisierungsmaßnahmen forderten.

Die Spannungen in den Verhandlungen wurden in der ka-
tastrophalen Ministerkonferenz im Jahr 2003 in Cancún of-
fensichtlich. Die Entwicklungsländer, die inzwischen zwei
Drittel der WTO-Mitglieder stellen, lehnten einen Kompro-
miss ab. Die USA und die EU wurden von der Stärke und
dem selbstbewussten Auftreten der Entwicklungsländer
überrascht und insbesondere von der starken, von Brasi-
lien angeführten G20-Gruppierung. Erstmals wurde die Re-
gel gebrochen, derzufolge die EU und die USA stets die Vor-
gaben für die WTO setzten. 

Im Jahr 2004 wurden die Verhandlungen wieder aufgenom-
men, doch erst ein starkes Angebot der USA, das vorsah,
US-amerikanische Subventionen zu verringern und gleich-
zeitig die Zölle anderer Nationen zu senken, brachte neuen
Schwung in die Gespräche. Insbesondere die EU verspür-
te in der Ministerkonferenz von Hongkong im Dezember
2005 einen großen Druck, ihr Angebot zu verbessern. Es
war dann zu einem großen Teil das Angebot der EU, alle
Exportsubventionen bis Ende 2013 abzubauen, das die Kon-
ferenz in Hongkong rettete und nicht in einer erneuten Ka-
tastrophe enden ließ.

Schließlich war es aber Brasilien, das Anfang des Jahres sei-
ne Position mehr der der anderen Entwicklungsländern an-
glich und damit die USA immer stärker isolierte. Die USA
wurden dadurch als nicht konsenswillig porträtiert, und Bra-
silien forderte von den USA mehr Zugeständnisse im Ab-
bau von Subventionen. Die darauf folgende, aber abgebro-
chene Ministerkonferenz im Juni und die Annäherung der
G20-Länder an die EU sorgten für eine noch stärkere Iso-
lierung der USA. 

Doch selbst eine Intervention von WTO-Generaldirektor
Pascal Lamy, der nach mehreren nicht eingehaltenen Ver-
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handlungsfristen an alle WTO-Mitgliedstaaten appellierte,
einen Kompromiss zu finden, da die bereits beschlossene
Elimination der Exportsubventionen zusammen mit der Re-
duzierung der Zölle schon mehr versprächen als alle bis-
herigen Handelsverhandlungen, half nichts. Das Bekennt-
nis aller beim G8-Gipfel in St. Petersburg anwesenden
Staats- und Regierungschefs, die Doha-Runde erfolgreich
abschließen zu wollen, brachte ebenfalls keinen Durch-
bruch am Verhandlungstisch.

Stark zusammengefasst geht es in Handelsverhandlungen
darum, den Marktzugang für die eigenen Exporteure in Dritt-
ländern dadurch zu erkaufen, dass die eigenen Märkte für
Drittländer geöffnet werden. Hier, so scheint es, war offen-
bar das Interesse der Exporteure nicht groß genug, um die
Aufrechterhaltung protektionistischer nationaler Schutzbar-
rieren zu überwinden. Anders gesagt, die Ängste der fran-
zösischen Landwirte vor Importkonkurrenz waren größer als
die Exportinteressen des europäischen (Lebensmittel-)Han-
dels. Das wurde deutlich als die französische Agrarlobby
federführend eine Initiative startete, um mit anderen EU-Mit-
gliedstaaten, hauptsächlich agrarorientierten Ländern, das
Verhandlungsmandat für den EU-Handelskommissar Peter
Mandelson einzuschränken.

Im Gegensatz zu den verhaltenen Protesten einzelner Wirt-
schaftsvertreter monierten die Unterhändler in den Verhand-
lungen oft, dass die Exporteure zu wenig Druck ausübten,
um einen Handelsabschluss zu erreichen. Dabei wurde deut-
lich, dass nur wenige Länder im Falle eines Scheiterns der
Doha-Runde tatsächlich innenpolitischem Druck ausgesetzt
wären. Im Gegenteil, es darf angenommen werden, dass
viele Teilnehmer erleichtert aufatmen würden. 

Einige Unterhändler der 13 oder 14 agrarisch ausgerichte-
ten EU-Mitgliedstaaten, die oft durch Frankreich angehalten
wurden, einem weiteren Abbau der EU-Agrarzölle nicht zu-
zustimmen, hofften insgeheim auf ein Scheitern der Verhand-
lungen. Der amerikanische Kongress unterstützte ebenfalls
vehement die harten Liberalisierungsforderungen der eige-
nen Unterhändler, da gar kein Kompromiss einem schwa-
chen vorzuziehen sei.

Auch Nichtregierungsorganisationen verhielten sich sehr am-
bivalent. Selbst moderat ausgerichtete Organisationen, die
anfangs entgegen ihrer kritischen Grundhaltung die Fortfüh-
rung der Verhandlungen unterstützt hatten, wandten sich
ab, als klar wurde, dass die Chancen für einen drastischen
Abbau der Agrarsubventionen stark gesunken waren. Ihrer
Ansicht nach war die Chance eines für arme Länder positi-
ven Abschlusses schon lange vertan, und ein Kompromiss
würde den ärmeren Ländern nur schaden. 

Der Erfolg eines globalen Handelsabkommens setzt drei Be-
dingungen voraus: ein breites Einverständnis zwischen den

USA und der EU, Vertrauen in das multilaterale System und
das Interesse von Exporteuren, nationale Schutzbarrieren
zu überwinden. In der Doha-Runde konnte bisher keine die-
ser Erfolgsvoraussetzungen erfüllt werden.

Doch anders als nach dem Abbruch der Ministerkonferenz
von Cancún im Jahr 2003, als vor allem viele afrikanische
Länder den Abbruch der Verhandlungen geradezu feier-
ten, war im Juli in Genf eine solche Freude nicht zu spüren.
Denn obwohl ökonomische Modelle klar aufzeigen, dass
die größten direkten Gewinner einer erfolgreichen multila-
teralen Handelsrunde ein paar wenige wettbewerbsfähige
Exportländer wie China und Brasilien sind, fürchten viele
Länder und gerade Entwicklungsländer die Konsequen-
zen des Abbruchs. 

Eine Hauptbefürchtung besteht darin, dass der Abbruch der
Handelsgespräche das multilaterale Handelssystem unter-
graben könnte. Die daraufhin wahrscheinlich einsetzende
Flut von bilateralen oder regionalen Handelsabkommen
könnte dazu führen, dass sich die derzeit schon existieren-
den rund 250 Handelsabkommen in den nächsten zehn Jah-
ren verdoppeln und dann ungefähr die Hälfte des Welthan-
dels ausmachen. Darüber hinaus wird das Welthandelsre-
gime an sich durch die verschiedenen Regeln schwieriger
gemacht wird, ganz besonders für Exporteure aus ärmeren
Ländern, da sie in Verhandlungen über bilaterale oder regio-
nale Handelsabkommen dem Druck starker Exportnationen
ausgesetzt sind.

Es ist auch zu vermuten, dass die bisherigen Vereinbarun-
gen, die mit viel Mühe in Hongkong beschlossen wurden,
zurückgenommen werden. Dies trifft insbesondere für das
Versprechen reicher Länder sowie von Schwellenländern zu,
Güter aus den ärmsten Ländern ohne Zölle und Quoten zu
importieren. Betroffen wären vor allem viele kleine asiatische
und auch afrikanische Länder.

Der Abbruch der Gespräche verhindert eine Reform des glo-
balen Handelssystems zum Vorteil für Entwicklungsländer,
zum Beispiel durch einen Abbau der Wettbewerbsverzer-
rungen im Agrarhandel. 

Doch kritisch betrachtet stellt man fest, dass die WTO kei-
ne Entwicklungsinstitution ist. Während Handelspolitik zur
Armutsbekämpfung beitragen kann, finden WTO-Mitglieder
darin keine Übereinstimmung, deshalb wird die WTO häu-
fig nur benutzt, um merkantilistische Interessen neu zu ver-
treten. Zweifellos stellen sich ärmere Länder besser, wenn
sie in das globale Handelsregime eingebunden sind und, ab-
gesehen von handelserleichternden Maßnahmen, die zu-
sätzliche Kosten verursachen, hindern die WTO-Regeln und
Subventionen diese Länder nicht daran, ihre Handelbilanz
zu verbessern und sich stärker in den Welthandel zu inte-
grieren. Es ist der Mangel an politischem Willen und die
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korrupten Bürokratien, die das verhindern und nicht ein Do-
ha-Abkommen. Die WTO ist ein Forum für Handelsverhand-
lungen und für die Anwendung der Regeln des internatio-
nalen Handels, wohingegen die Weltbank die für die Ent-
wicklung zuständig ist. 

Das Aussetzen der Doha-Runde hat unterschiedliche Aus-
wirkungen. So kann man als »Gewinner« des Verhandlungs-
stillstands die stark subventionierten US-Landwirte nen-
nen, die keine internationalen Einschränkungen befürch-
ten müssen, wenn sie für weitere Subventionen in den kom-
menden nationalen Verhandlungen über die »Farm Bill« plä-
dieren, aber auch Politiker in ärmeren Ländern, die ihre
Landwirte vor größerer Importkonkurrenz geschützt haben.
»Gewinner« sind aber auch solche europäischen und ame-
rikanischen Firmen, die es vorziehen, Geschäfte auf der
Basis bilateraler Handelsabkommen abzuschließen, deren
»terms of trade« weitgehend ihre Regierungen bestimmt
haben.

Die »Verlierer« auf der anderen Seite sind wettbewerbsfähi-
ge Exporteure aus Ländern wie Deutschland, aber auch bra-
silianische und australische Agrarexporteure, die nicht den
erwarteten Zugang zu den potentiell vorhandenen Export-
märkten bekommen. Zu den großen »Verlierern« werden
jedoch auch die ärmsten Entwicklungsländer zählen, da sie
nicht den versprochenen erleichterten Zugang zu den Märk-
ten der reichen Länder bekommen werden.

Trotz dieses düsteren Ausblicks sind Bestrebungen im Gan-
ge, den Fortgang der Verhandlungen doch noch zu retten.
Insbesondere die USA nahmen in den letzten Wochen ver-
mehrt und engagiert an verschiedenen regionalen Handels-
treffen teil. Denn nach wie vor sind viele US-amerikanische
Experten davon überzeugt, dass bilaterale oder regionale
Handelsdiplomatie durch eine Welle von wettbewerbsför-
dernden Liberalisierungen letztendlich zu einer Wiederbe-
lebung des multilateralen Systems führen wird. Doch gera-
de das Beispiel der Doha-Runde hat gezeigt, was diese
Theorie beinhaltet, dass nämlich in der Praxis Bilateralismus
sich selbst fördert und den Drang hin zu Präferenzabkom-
men intensiviert, aber gleichzeitig Energie von den multila-
teralen Verhandlungen abzieht und dadurch auch das Be-
streben zu Handelsinitiativen nachlässt. Auch der Glaube,
dass durch regionale Handelsabkommen ein schnellerer
Fortschritt erzielt wird, ist fehlerhaft. Das zeigt sich daran,
dass der Traum der APEC-Länder, bis zum Jahr 2020 eine
freie Handels- und Investitionszone für den pazifischen Raum
zu schaffen, sich wohl kaum realisieren lässt.

Das vorläufige Aussetzen der Doha-Runde, die wachsen-
de Erkenntnis, dass bilaterale Abkommen keine nachhalti-
gen Gewinne bringen und auch regionale Integrationspro-
jekte nicht durchgehend vielversprechend sind, machen zu-
nehmend deutlich, dass sich nachhaltige Gewinne nur durch

den unilateralen Abbau von Schutzzöllen und anderen Han-
delshemmnissen erreichen lassen. Eine größere Bereitschaft
zu unilateraler Marktöffnung seitens der einzelnen Teilneh-
mer könnte insgesamt zu einem verbesserten multilatera-
len Verhandlungsklima und somit auch zu einem erfolgrei-
chen Abschluss der Handelsrunde beitragen. Dies ist jedoch
politisch nicht machbar: 

– nicht für viele afrikanische Länder, trotz des erwiesenen
wirtschaftlichen Potentials; 

– nicht für die USA, die durch die bevorstehenden Kon-
gresswahlen und die Neuverhandlungen der »Farm Bill«in
2007 bereits harten politischen Auseinandersetzungen
entgegensehen, obwohl gezielte wirtschaftliche Resulta-
te durch starke Zollsenkungen für Agrarprodukte und
die damit verbundene Marktöffnung die USA zurück an
den Verhandlungstisch bringen könnten; 

– und auch nicht für die EU, die sich bewusst werden und
ihre Mitgliedstaaten davon überzeugen muss, dass der
von ihnen geforderte leichtere Marktzugang und Zoll-
senkungen für Agrarprodukte durch die weitere Liberali-
sierung des Welthandels mehr als aufgewogen werden,
insbesondere da viele EU-Länder Exportländer sind;

– und schließlich auch nicht für die G20-Staaten, die einer
Marktöffnung für Nicht-Agrargüter zustimmen müssen,
um Drittländermärkte für ihre Agrarprodukte zu öffnen.
Die aktuelle Konstellation, in welcher im Gegensatz zu
früheren Handelsrunden mehrere »emanzipierte« Han-
delsblöcke involviert sind, insbesondere die neue Grup-
pe G20-Staaten, erschwert zusätzlich eine Einigung. 

Abschließend kann angenommen werden, dass die Doha-
Runde nicht endgültig gescheitert, sondern nur »tiefgefro-
ren« ist. Es bedarf jedoch der vereinten Energie und des in-
dividuellen Willens aller Beteiligten, die Doha-Verhandlun-
gen wieder aufzunehmen.
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Biodiesel – eine sich rasch 
entwickelnde Branche

Anfang der neunziger Jahre befassten
sich in Deutschland nur ein paar Spezia-
listen aus dem Bereich der Ölmühlen mit
der Entwicklung und Erzeugung eines
neuen, aus landwirtschaftlichen Rohstof-
fen hergestellten Kraftstoffes, des Fett-
säuremethylesters oder des Biodiesels,
wie er allgemein genannt wurde. Die
Landwirtschaft und ihre berufsständi-
schen Vertreter erkannten frühzeitig die
Bedeutung zusätzlicher Absatzmöglich-
keiten für landwirtschaftliche Erzeugnis-
se, in diesem Falle von Raps, was ange-
sichts EU-weiter Überschüsse bei den
gängigen Ackerbaukulturen von Bedeu-
tung schien. Es wurden Fachorganisa-
tionen gegründet, die sich zum Ziel ge-
setzt hatten, den im Rahmen der Reform
der Gemeinsamen Agrarpolitik erlaubten
Anbau von beispielsweise Raps als nach-
wachsenden Rohstoff auf den für die Nah-
rungsmittelproduktion stillzulegenden Flä-
chen als alternative Einkommensquelle für
die Landwirtschaft zu entwickeln. Diese
Fachorganisationen haben entlang der
gesamten Wertschöpfungskette »Biodie-
sel« inzwischen ein umfangreiches Infor-
mationsnetzwerk aufgebaut, das fachli-
che und organisatorische Unterstützung
anbietet. Sie tragen wesentlich dazu bei,
die Rohstoffversorgung des noch jungen
Industriezweiges zu sichern, den Absatz
zu organisieren, die Kooperationsbereit-
schaft der Fahrzeugindustrie zu gewin-
nen, hohe Qualitätsmaßstäbe zu setzen
und durchzusetzen. Die Politik ihrerseits,
sowohl der EU als auch der deutschen
Bundesregierung, war bereit, die Entwick-

lung dieses neuen Wirtschaftszweiges zu
fördern, wobei neben den agrarpolitischen
zunehmend energie- und umweltpoliti-
sche Aspekte in den Vordergrund traten.
Angesichts der Klimaschutzverpflichtun-
gen und der geopolitischen Unsicherhei-
ten, insbesondere bei der Versorgung mit
Rohöl, hatte die Bundesregierung den Er-
mächtigungsspielraum der EU-Energie-
steuerrichtlinie (2003/96 EG) zum 1. Ja-
nuar 2004 mit der Änderung des Mineral-
ölsteuergesetzes zur Steuerbegünstigung
von Biokraftstoffen in nationales Recht
umgesetzt. Vorbehaltlich einer Überprü-
fung auf Überkompensation waren da-
mit Biokraftstoffe praktisch steuerbefreit,
um auf diese Weise die im Vergleich zu
fossilem Diesel höheren Gestehungskos-
ten auszugleichen und der jungen Bran-
che damit eine Starthilfe zu geben. Zu-
dem stellt sich insbesondere im stetig
wachsenden Verkehrsektor das Problem,
dass nach heutigem Stand der Techno-
logie nur Kraftstoffe aus Biomasse einen
Beitrag zur Sicherung einer möglichst um-
weltfreundlich orientierten Mobilität leis-
ten können. Die im Vergleich zu Diesel-
kraftstoff annähernd gleich hohe Energie-
dichte sowie der am Rohstoffeinsatz ge-
messen außerordentlich hohe Wirkungs-
grad der Biodieselherstellung aus Raps-
öl (Umesterung) waren die naturgegebe-
nen Voraussetzungen dafür, mit Biodiesel
einen beachtlichen Anteil des auch in den
nächsten Jahren weiter wachsenden Die-
selabsatzes zu substituieren.

Es war folglich die Summe dieser posi-
tiven Voraussetzungen, die dazu beitrug,
dass sich die Biodieselwirtschaft in
Deutschland außerordentlich dynamisch

zum Einsatz als Kraftstoff

Manfred Schöpe

Volkswirtschaftliche Effekte der Erzeugung von Biodiesel

In keinem anderen Land der EU haben sich Produktion und Verbrauch von Fettsäuremethylester

ähnlich dynamisch entwickelt wie in Deutschland. Zu dem Erfolg des vorwiegend aus Raps herge-

stellten »Biodiesels« hat die Politik einen wesentlichen Beitrag geleistet. So wurde 2003 eine EU-

Richtlinie verabschiedet, die bis zum Jahr 2010 einen Anteil von Biokraftstoffen von 5,75% am

gesamten Kraftstoffverbrauch vorsieht. In Deutschland spielte vor allem die Steuerbegünstigung

der Biokraft- und -heizstoffe eine wichtige Rolle. Das ifo Institut hat untersucht, welche gesamt-

wirtschaftlichen Effekte vom steigenden Einsatz von Biodiesel zu erwarten sind, auch nachdem

die Steuerbefreiung nun schrittweise abgebaut werden soll. In Szenarien für die Jahre 2007 und

2009 wurde berechnet, wie sich die »Wertschöpfungskette Biodiesel – von der Rapserzeugung bis

zur Tankstelle« – direkt und indirekt auf Produktion, Beschäftigung und Staatshaushalt auswirkt. 
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entwickelte (vgl. Abbildung). Die inländische Erzeugung
schnellte auf 1,5 Mill. Tonnen (2005), während der Ver-
brauch sogar 1,8 Mill. Tonnen erreichte, was 6,3vol.% des
Verbrauchs an mineralischem Dieselkraftstoff (3,15vol.%
am Gesamtkraftstoffverbrauch) entspricht. Mit insgesamt

53% wurde der Nutzfahrzeugbereich größter Abnehmer,
darunter entfielen 15% auf den Bezug von öffentlichen Tank-
stellen. Der Verkauf zur Nutzung in Pkws machte 2005
knapp 14% aus. Die Mineralölwirtschaft, die bereits be-
gonnen hatte, Biodiesel zu geringen Anteilen in den Die-

selkraftstoff einzublenden, bezog 33% der
in Deutschland abgesetzten Mengen.
2005/06 waren Kapazitäten größeren Um-
fangs für die Produktion von Biodiesel in
Planung oder bereits im Bau, so dass die
UFOP (Union zur Förderung von Öl- und
Proteinpflanzen e.V.) für 2006 von Produk-
tionskapazitäten deutlich über 3 Mill. Ton-
nen in Deutschland ausgeht. 

In keinem anderen Land der EU hat Biodie-
sel eine derartige Marktkarriere gemacht.
Deutschland ist heute nicht nur in der Pro-
duktion von Biodiesel, sondern auch bei der
hierfür benötigten Anlagentechnologie inter-
national führend. Allerdings sind seit Verab-
schiedung der EU-Richtlinie zur Förderung
von Biokraftstoffen (vgl. Europäische Union
2003a), die einen von 2005 bis 2010 auf
5,75% (energetisch) wachsenden Anteil von
Biokraftstoffen am EU-weiten Kraftstoffver-
brauch vorsieht, vermehrte Anstrengungen
in vielen Ländern festzustellen. So plant
Frankreich zum Beispiel, bereits 2007 diese
Grenze zu erreichen und lässt Anlagen er-
richten, die für 2010 einen Anteil von 7% und
für 2015 von 10% gewährleisten.

Die Politik als Förderer und Heraus-
forderer der Biodieselbranche

Die Förderung des gesamten Bioenergiesek-
tors war für die Politik der Bundesregierung
der 15. Legislaturperiode von herausragen-
der Bedeutung. Diese Politik wurde von den
Fachverbänden der Agrarwirtschaft nach-
drücklich unterstützt. Die in Deutschland
schon länger praktizierte Steuerbefreiung für
Biodiesel wurde unter dem Rechtsrahmen
der EU beibehalten. Zum 1. Januar 2004
dehnte sie konsequenterweise die Mineral-
ölsteuerbegünstigung auf alle Biokraft- und
-heizstoffe sowie auf die biogenen Anteile in
Mischungen mit fossilen Kraft- und -heizstof-
fen aus (vgl. Mineralölsteuergesetz vom
21. Dezember 1992 in der Fassung vom
1. Januar 2004). Diese Regelung sollte aus
damaliger Sicht bis Ende 2009 in Kraft blei-
ben und der Biodieselindustrie sowie der ge-
rade in der Investitionsphase befindlichen
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Bioethanolindustrie Planungssicherheit verschaffen. Ziel die-
ser steuerlichen Maßnahme war es, den Unterschied zwi-
schen den Kosten für den Biokraftstoff und dem Preis für
den entsprechenden fossilen Kraftstoff auszugleichen. So-
wohl die diesbezügliche EU-Richtlinie (vgl. Europäische Uni-
on 2003b) als auch das deutsche Mineralölsteuergesetz ver-
langten, dass eine Überkompensation zu vermeiden sei.
Nach § 2a Abs. 3 MinöStG wurde das Bundesfinanzminis-
terium unter Beteiligung verschiedener weiterer Fachminis-
terien verpflichtet, dem Bundestag jährlich dazu einen Be-
richt vorzulegen.

Mit der Aussicht auf fortbestehende Förderung biogener
Kraftstoffe und in Erwartung einer weiter wachsenden Nach-
frage wurden erhebliche Mittel in den Ausbau der Produk-
tionskapazitäten mit dem Ergebnis investiert, dass sich ne-
ben der Mineralölproduktion ein eigener Produktions- und
Vertriebszweig für Biodiesel entwickelt hat. Aber auch für die
Mineralölwirtschaft begann der Einsatz von Biodiesel attrak-
tiv zu werden, zumal die inländische Nachfrage nach Die-
selkraftstoff u.a. von einem Trend hin zu Diesel-Pkws und
einem wachsenden Güterverkehrsaufkommen profitierte. So
hatte sich aus dem ursprünglichen Nischenprodukt Biodie-
sel, das mit der Intention aufgebaut worden war, der deut-
schen Landwirtschaft eine zusätzliche Wertschöpfung zu
verschaffen, ein beachtlicher Industriezweig entwickelt, der
seine Beschaffungs- und Absatzaktivitäten heute nicht mehr
nur auf den deutschen Markt ausrichten kann und will. So
erreichten die Nettoimporte von Biodiesel nach Branchen-
schätzungen 2005 bereits ca. 355 000 Tonnen (knapp 20%
des Inlandsverbrauchs). Um die weiter steigende Erzeugung
sicherzustellen, geht die Industrie davon aus, dass auch
auf Rohstoffe aus Nicht-EU-Ländern zurückgegriffen wird.
So wird neben importiertem Rapsöl aus Übersee auch So-
jaöl und gegebenenfalls fraktioniertes Palmöl vom Weltmarkt
eingesetzt. Allerdings sind die Einsatzmöglichkeiten von nicht
raps-basierten Rohstoffen begrenzt, bedingt durch die An-
forderungen des europäischen Qualitätsstandards für Bio-
diesel – EN 14214 –, der das Ergebnis einer intensiven Ab-
stimmung zwischen der Fahrzeug-, Mineralöl- und Biodie-
selindustrie war. Angesichts der aufgezeigten Entwicklungs-
perspektiven häuften sich nicht nur im deutschen Finanz-
ministerium die Bedenken, ob eine derartige Entwicklung
bzw. ihre steuerliche Begünstigung dem deutschen Steu-
erzahler noch zuzumuten sind. 

Hinzu kam, dass der erste Bericht der Bundesregierung
als Ergebnis der einvernehmlichen Abstimmung der für die
Erstellung zuständigen Ressorts (BMF, BMU, BMVEL,
BMWi) zur Steuerbegünstigung für Biokraft- und Bioheiz-
stoffe (vgl. Deutscher Bundestag 2005) eine steuerliche
Überkompensation von 5 Cent/l Biodiesel als Reinkraft-
stoff und 10 Cent/l für beigemischten Biodiesel ermittelte.
Die Bundesregierung schlug in dem Bericht daher vor, Bio-
diesel künftig anteilig zu besteuern, wobei allerdings auf ei-

ne »maßvolle« Vorgehensweise hingewiesen wurde, die u.a.
auch einen Preisabstand von 10 Cent je Liter berücksich-
tigen müsse, damit der Absatz von Biodiesel als Reinkraft-
stoff auch künftig eine Chance habe. Nach intensiven Dis-
kussionen zwischen den betroffenen Fachkreisen und der
Bundesregierung sowie einem langwierigen Prozess der
Entscheidungsfindung in Regierungskoalition und Parla-
ment wurde im Juli 2006 das neue Energiesteuergesetz ver-
abschiedet. Es ersetzt die Bestimmungen des Mineralöl-
steuergesetzes und regelt auch die künftige Besteuerung
biogener Kraftstoffe. Danach wird Biodiesel als Reinkraft-
stoff seit 1. August dieses Jahres mit einem Steuersatz
von 9 Cent/l belegt, ab 2008 steigt der Satz jährlich um wei-
tere 6 Cent/l bis er 2012 45 Cent/l beträgt. Biodiesel in Mi-
schungen ist bis Ende 2006 mit 15 Cent/l und gemäß Re-
gierungsentwurf zur Änderung des Energiesteuergesetzes
ab 2007 mit dem Regelsteuersatz für Dieselkraftstoff zu ver-
steuern. Biodiesel, der in der Landwirtschaft als Reinkraft-
stoff eingesetzt wird, bleibt von der Energiesteuer befreit. 

Diese von der Branche nicht erwartete schnelle Abkehr von
einer steuerlichen Begünstigung der Biokraftstoffe und der
ebenfalls von der Politik vollzogene Schwenk zur Einführung
eines verpflichtenden Marktanteils für Biokraftstoffe lösten
in der gesamten Branche erhebliche Unsicherheiten aus. Ei-
nerseits ist nicht klar, ob sich die Mengenentwicklung auf
dem Markt für Biodiesel so vollziehen wird, wie sie noch in
der ersten Hälfte dieses Jahres von den meisten Branchen-
kennern erwartet wurde. So ist es naheliegend, dass die
Nachfrage nach Biodiesel als Reinkraftstoff mit steigender
Besteuerung rückläufig sein wird und gleichzeitig ein Druck
auf die Preise ab Herstellungswerk ausgeht. Die entstehen-
de Nachfragelücke kann die Landwirtschaft allein sicher nicht
ausgleichen. Damit würde nicht nur die Wirtschaftlichkeit der
bestehenden und der sich zum Teil noch im Bau befindli-
chen Produktionskapazitäten in Frage gestellt, auch die In-
vestitionen in das von der Mineralölindustrie unabhängige
Vertriebsnetz des mittelständischen Mineralölhandels könn-
ten weitgehend verloren sein. Andererseits steigt die Nach-
frage als Ergebnis der Beimischungspflicht deutlich an. Die-
se ordnungspolitische Maßnahme schafft de facto eine Ab-
hängigkeit von der Mineralölindustrie, die künftig der größ-
te inländische Abnehmer sein wird. Angesichts der ver-
gleichsweise schwächeren Marktposition, zumindest der
mittelständischen Biodieselhersteller, befürchten viele, dass
sich der Preisdruck entlang der gesamten Wertschöpfungs-
kette erhöhen könnte.

Volkswirtschaftliche Implikationen der 
Entstehung einer neuen Branche

Jede neue Branche, soweit sie Einkommen in Unternehmer-
und Arbeitnehmerhand hervorruft, wirkt sich unter ökono-
mischen Gesichtspunkten positiv auf das Wirtschaftsge-

59.  Jahrgang –  i fo  Schne l ld ienst  17/2006

23



Forschungsergebnisse

schehen eines Landes aus. Die Effekte sind umso größer,
wenn es sich um eine wirklich neue Aktivität handelt, die kei-
ner der bisherigen Branchen Einschränkungen bringt und
die gegebenenfalls bisherige Bezüge aus dem Ausland durch
inländische Wertschöpfung ersetzt. Sie tritt in das Verflech-
tungsgefüge der gesamten Volkswirtschaft ein, indem sie
Arbeitsplätze schafft, Vorleistungen von anderen Wirtschafts-
bereichen beansprucht und über die Schaffung von Einkom-
men Nachfrage nach Investitionsgütern, Konsumgütern und
Dienstleistungen induziert. Sie trägt damit direkt und indi-
rekt zu einer Zunahme der nationalen Wertschöpfung bei
und ruft über die verschiedenen Steuerarten (Einkom-
men-, Gewerbe-, Körperschaft-, Mehrwertsteuer) und Ab-
gaben zusätzliche Einnahmen für die Staatskassen und für
die Träger der Sozialversicherung hervor. Gleichzeitig kommt
es zu Einsparungen bei den öffentlichen Ausgaben, sei es
bei der Arbeitslosenunterstützung, sei es bei den Markt-
ordnungskosten für die bisher überschüssigen Agrarmärk-
te, wie es bei der Erzeugung von landwirtschaftlichen Ener-
gierohstoffen der Fall ist.

Im Mittelpunkt bisheriger Untersuchungen (vgl. Schöpe und
Brischkat 2002) stand die Frage, inwieweit die Einnahme-
ausfälle als Folge der steuerlichen Freistellung von Biodie-
sel durch die positiven Effekte, also der Summe aus Steu-
ermehreinnahmen, Außenhandelsabgaben, zusätzlichen
Einnahmen der Sozialkassen und den verschiedenen an-
rechenbaren Einsparungen, kompensiert werden können.
Die Beantwortung dieser Frage ist im Rahmen der vorlie-
genden Untersuchung für das gewählte Referenzjahr 2005
gleichwohl von Interesse, da es nach gültiger Rechtslage
das letzte Jahr der völligen Steuerfreistellung war und die
für die Kalkulation notwendigen Daten von der Wirtschaft
zur Verfügung gestellt werden konnten. Für die Jahre 2007
und 2009 werden analoge Berechnungen angestellt, wo-
bei es jedoch weniger auf den Rückfluss der gewährten
steuerlichen Subventionierung ankommt als auf die Quan-
tifizierung der volkswirtschaftlichen Leistungen insgesamt.
Dabei müssen Annahmen getroffen werden, die die voraus-
sichtliche Entwicklung von Erzeugung, Verbrauch, Außen-
handel usw. beschreiben.

Die unterschiedlichen Entwicklungslinien der Erzeugung von
Energie aus nachwachsenden Rohstoffen werden häufig als
konkurrierende Verfahren betrachtet. Sie werden unter ver-
schiedenen Gesichtspunkten miteinander verglichen, so z.B.
unter dem Gesichtspunkt der CO2-Minderungsleistung, ih-
rer Energiebilanzen, einer umfassenden Ökobilanz usw. Ein
zusätzlicher Aspekt ist die Kosteneffizienz, d.h. welche der
Linien mit dem geringsten Subventionsbedarf die höchsten
Effekte erzielt. Dabei ist zu kritisieren, dass es im Kontext
von Effizienzberechnungen nicht allein auf die staatlichen
Ausgaben ankommt, sondern gleichermaßen auf die Seite
der Einnahmen und Kosteneinsparungen. Dieser Aspekt
ist die zentrale Aufgabe des vorliegenden Beitrages. Um

die Komplexität des Ansatzes in Grenzen zu halten, wur-
den lediglich die unmittelbar wirksamen ökonomischen Zu-
sammenhänge berücksichtigt. Langfristig wirksame oder
Länder übergreifende Auswirkungen wurden dagegen nicht
mit einbezogen (z.B. Klimaschutz o.ä.), auch wenn sie sich
auf lange Sicht ökonomisch auswirken.

Zur Methodik des Untersuchungsansatzes

Um für Deutschland die volkswirtschaftlichen Wirkungen der
Erzeugung von Biodiesel zu bestimmen, wurde als Instru-
ment die Input-Output-Analyse eingesetzt. Die letzte voll-
ständige Input-Output-Tabelle des Statistischen Bundes-
amts für das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland liegt
für das Jahr 2002 vor. Die Tabelle umfasst die Vorleistungs-
strukturen von 71 Produktionsbereichen, den Wertschöp-
fungsbereich dieser Sektoren und den Endnachfragebereich.
Die Gesamttabellen gliedern sich jeweils in Leistungen aus
inländischer Produktion und Leistungen aus Importen. Für
jeden Produktionsbereich wird darüber hinaus die durch-
schnittliche Anzahl der erwerbstätigen Personen ausge-
wiesen.

In den drei Jahren zwischen dem gewählten Berichtsjahr
2005 und dem Basisjahr der Input-Output-Tabelle haben
sich wichtige Änderungen vollzogen, die berücksichtigt wer-
den müssen. So sind die nominalen Arbeitsproduktivitäten
der Input-Output-Tabelle des Jahres 2002 in zweifacher
Hinsicht zu korrigieren, um aktuelle Schätzwerte für Be-
schäftigungswirkungen zu ermitteln. Zum einen muss die
Preisentwicklung der Produktionsgüter (nominaler Effekt)
berücksichtigt werden, zum anderen die Produktivitäts-
entwicklung selbst (realer Effekt). Ohne diese Korrekturen
würden die Wirkungen auf den Arbeitsmarkt erheblich über-
schätzt. Die ermittelten volkswirtschaftlichen Größen für die
Jahre 2007 und 2009 sind mit konstanten Preisen von 2005
bewertet.

Die Analyse der volkswirtschaftlichen Wirkungen der Pro-
duktion von Biodiesel erfolgt mittels dreier Multiplikatoren,
dem Leontief-Multiplikator, dem Keynes’schen Einkommens-
multiplikator und dem Akzelerator. Der Leontief-Multiplika-
tor zeigt, wie sich die Vorleistungsnachfrage der Produkti-
on von Biodiesel auf die Produktion und die Wertschöp-
fungskomponenten der sonstigen inländischen Produktions-
bereiche auswirkt. Die Nachfrage nach inländischen Erzeug-
nissen wird dabei vollständig in die folgenden »Primärfakto-
ren« transferiert:

– Importe
– Gütersteuern, Produktionsabgaben
– Arbeitnehmerentgelt im Inland
– Abschreibungen
– Nettobetriebsüberschuss.
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Die entstandenen Einkommen (Arbeitneh-
merentgelt, Nettobetriebsüberschuss) wer-
den teilweise wieder verausgabt und lösen
somit weitere volkswirtschaftliche Wirkun-
gen aus. Diese Wirkungskette wird durch
den Keynes’schen Multiplikator beschrieben.
Um die Effekte zu berechnen, werden zu-
nächst aus den Bruttoeinkommen die Net-
toeinkommen ermittelt, die dann, unter Be-
rücksichtigung der Sparquoten, zu den wie-
der verausgabten Einkommen führen. Der
Übergang von den Bruttoeinkommen zu den
Nettoeinkommen erfolgt, getrennt für Arbeit-
nehmer- und Unternehmereinkommen, mit-
tels Kennziffern der aktuellen Volkswirtschaft-
lichen Gesamtrechnung. Die Sparquoten
werden für beide Einkommensarten getrennt
ermittelt, da sie sich wesentlich unterschei-
den. Als Informationsquelle dienen die Ein-
kommens- und Verbrauchsstichprobe des
Statistischen Bundesamts und die Veröffent-
lichungen der Bundesbank. Hinsichtlich der
Zusammensetzung der zusätzlichen Nach-
frage wird die allgemeine Struktur des privaten Konsums
zugrundegelegt. 

Der Akzelerator setzt an den Abschreibungen an. Der Ver-
brauch von Kapitalgütern führt zu Ersatzinvestitionen, die
in anderen Produktionsbereichen wiederum zu Abschrei-
bungen und somit zu weiteren Ersatzinvestitionen führen.
Zur Bestimmung des Akzelerators müsste eigentlich eine
Abschreibungsmatrix vorliegen, die die Nachfrage nach Ka-
pitalgütern eines bestimmten Bereichs beschreibt. Diese In-
formationen sind für die aktuellen Input-Output-Tabellen nicht
vorhanden. Es wird hier unterstellt, dass alle Sektoren Ka-
pitalgüter in der gleichen Struktur nachfragen.

Szenarien für 2007 und 2009

Ausgangspunkt der Untersuchung bildet die reale Situation
des Jahres 2005 mit einer inländischen Biodieselerzeugung
von 1,465 Mill. Tonnen und einem Gesamtverbrauch von ca.
1,8 Mill. Tonnen (vgl. Tab. 1). Auch wenn bereits 2005 ein
geringer Teil der inländischen Biodieselerzeugung (7%) auf
Basis importierter Nicht-Raps-Öle hergestellt wurde, wird
ein »Basisszenario 2005« formuliert, das die Einfuhren von
Verarbeitungsölen außer Acht lässt und damit »lupenrein«die
Auswirkungen der auf Raps basierten Wertschöpfungsket-
te vom landwirtschaftlichen Rohstoff bis zur Distributions-
ebene quantifiziert. Für die Jahre 2007 und 2009 wird mit
Szenarien gearbeitet, die die von Marktkennern erwarteten
Gegebenheiten insgesamt widerspiegeln, d.h. es wird mit
der aus Sicht des Frühjahrs 2006 als wahrscheinlich ange-
sehenen Erzeugungs- und Verbrauchsentwicklung gearbei-

tet. Dazu gehören auch Annahmen über die Entwicklung der
relevanten Preise und der Außenhandelsbeziehungen. So
wird für die genannten Jahre zum Beispiel eine Ausdehnung
der inländischen Biodieselerzeugung auf 2,9 Mill. Tonnen
bzw. 4,0 Mill. Tonnen erwartet. Es wird auch unterstellt, dass
die Hersteller in gewissem Umfang auf andere Rohstoffe,
z.B. Sojaöl vom Weltmarkt, zurückgreifen. So dürfte die Bio-
dieselerzeugung, die nicht auf Rapsöl basiert, im Jahre 2009
etwa 35% ausmachen. Der Verbrauch könnte nach Exper-
tenmeinung bis 2007 auf 2,9 Mill. Tonnen ansteigen, damit
wäre der Markt ausgeglichen. Für das Jahr 2009 wurde
der Verbrauch auf 4,4 Mill. Tonnen geschätzt, was bei der
unterstellten Produktionsentwicklung bedeutet, dass per sal-
do 0,4 Mill. Tonnen eingeführt werden müssten.

Die deutsche Landwirtschaft als Rohstoff-
lieferant

2005 verarbeiteten die Ölmühlen 3,65 Mill. Tonnen Raps-
saat zur anschließenden Erzeugung von Biodiesel. Dabei
dürften auch Importsaaten aus der EU eingesetzt worden
sein, deren Volumen auf 0,3 Mill. Tonnen veranschlagt wur-
de. Bei einem Rapsertrag von 40 dt/ha Anbaufläche er-
gibt sich für die aus dem Inland stammende Rapssaat un-
ter Berücksichtigung von Reinigungsverlusten u.ä. eine An-
baufläche von 854 000 Hektar (vgl. Tab. 2). Knapp 38%
der Anbauflächen (322 000 Hektar) entfielen auf so ge-
nannte Stilllegungsflächen, die nach EU-Recht für den An-
bau nachwachsender Rohstoffe zugelassen sind. Für den
Anbau auf »Food-Flächen« steht eine Energieprämie der
EU in Höhe von 45 €/Hektar zur Verfügung (vgl. Europäi-
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Tab. 1 
Merkmale des Biodieselmarktes in den Szenarien 2005 bis 2009 

Biodieselproduktion und -markt 

(Ausgangspunkt für alle 
Kalkulationen)

Einheit 2005 2007 2009 

Produktionsmenge 1 000 t  1 465  2 900  4 000 

  davon nicht aus Rapsöl 1 000 t  100  600  1 400 

Gesamtverbrauch 1 000 t  1 800  2 900  4 400 

  als Beimischung 1 000 t  625  1 500  2 800 

  als Biodiesel (B100) 1 000 t  1 175  1 400  1 600 

Importe 1 000 t  355  100  500 

Exporte 1 000 t  20  100  100 

Marktpreis Biodiesel Cent/Liter  68  74  85 
Marktpreis fossiler Diesel   
(inkl. Mineralölsteuer) Cent/Liter  85  90  100 

Verdrängung fossiler Diesel 1 000 t  1 362  2 697  3 720 
davon  

aus Importen 1 000 t  1 362  2 197  2 720 

aus inländischer Erzeugung 1 000 t –  500  1 000 

Wertigkeit Biodiesel zu fossilem 

Diesel Faktor  0,93  0,93  0,93 

Quelle: ifo Institut 2006. 
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sche Union 2003c), die 2005 für 122 000 Hektar bean-
sprucht wurde.

Rapsanbau war für die Landwirtschaft 2005 in vielen Re-
gionen eine Anbaualternative, die sich im Vergleich zu an-
deren Kulturarten und vor allem zur Flächenstilllegung oh-
ne Nutzung als wirtschaftlich vorteilhaft erwies. Im Vergleich
zur Erzeugung von Winterweizen, der unterstellungsgemäß
verdrängten Nutzungsalternative, ergab sich eine De-
ckungsbeitragsdifferenz von 50 € /Hektar und im Vergleich
zur Flächenstilllegung sogar von 265 € /Hektar. Zusätzlich
ist zu berücksichtigen, dass Raps eine hervorragende Stel-
lung innerhalb der ackerbaulichen Fruchtfolge hat. Wird
Raps vor Weizen angebaut, rechnet man in der landwirt-
schaftlichen Praxis mit einem Zusatznutzen, der sich aus
verschiedenen Komponenten wie Ertragssteigerung und
geringerem Mittelaufwand zusammensetzt. Dieser so ge-
nannte Vorfruchtwert kann mit 130 € /Hektar veranschlagt
werden.

Wenn, wie unterstellt, der Rapsanbau für die Herstellung von
Biodiesel den Anbau von Winterweizen verdrängt, muss
auch berücksichtigt werden, dass damit in sehr viel größe-
rem Umfang Flächen mit Blütenpflanzen für die Imkerei zur
Verfügung stehen. Da Rapsflächen trotz ihres hohen Nek-
tarertrags jedoch nur von einem Teil der Imker angenommen
werden, gingen lediglich 50% des Rapsanbaus auf Food-

Flächen in die Kalkulationen zur Imkereiwirt-
schaft ein. Der erzielte Deckungsbeitrag aus
Imkerei wurde mit 65 € pro Hektar Raps-
fläche veranschlagt (vgl. Tab. 2).

Für die Jahre 2007 und 2009 werden nicht
nur steigende Rapssaatimporte (500 000
bzw. 750 000 Tonnen), sondern vor allem
steigende Einfuhren von Ölen anderen
pflanzlichen Ursprungs erwartet. So wurde
vereinfachend mit Sojaöl kalkuliert, das für
2007 mit 0,64 Mill. und 2009 mit 1,49 Mill.
Tonnen angesetzt wurde. Damit würde der
inländische Rapsanbau für die Biodiesel-
erzeugung lediglich auf 1,4 Mill. bzw.
1,5 Mill. Hektar expandieren. Der Anbau auf
Stilllegungsflächen wurde für beide Jahre
mit 325 000 Hektar veranschlagt, die Inan-
spruchnahme der Energiepflanzenprämie
lediglich für 100 000 Hektar1 angesetzt. 

Ebene der Ölgewinnung und 
Veresterung

Die Betriebsgrößenstruktur der Ölmühlen in
Deutschland ist ausgesprochen heterogen.
Große Unternehmen betreiben in aller Re-

gel Extraktionsanlagen, die das Öl nahezu vollständig aus
der Rapssaat herausziehen und eine Ölausbeute von 41%
erreichen können. Industrielle Expelleranlagen wurden mit
einer Ausbeute von 36% veranschlagt und die dezentralen
Ölmühlen mit einer Ausbeute von 34%. Bezogen auf die aus
inländischer Ölgewinnung verarbeitete Rohstoffmenge für
Biodiesel wurden die Extraktionsanlagen mit einem Anteil
von etwa 82%, die industriellen Expelleranlagen mit 11%
und die dezentralen Ölmühlen mit 7% angesetzt. Eine Un-
terscheidung unter dem Gesichtspunkt der eingesetzten
Technologien und Werksgrößen hat sich deshalb als not-
wendig herausgestellt, weil damit nicht nur eine unterschied-
liche Rohstoffeffizienz, sondern auch unterschiedlichen Qua-
litäten der Kuppelprodukte (Rapskuchen, Rapsextraktions-
schrot) und vor allem unterschiedliche Kostenstrukturen ver-
bunden sind.

Während in der Aufbauphase der Wertschöpfungskette
Biodiesel in Deutschland ausschließlich Unternehmen in-
dustrieller Größe beteiligt waren, haben sich seit einigen
Jahren im Zuge der Verbreitung dezentraler Konzepte der
Energiegewinnung auch dezentrale Biodieselhersteller etab-
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Tab. 2 
Merkmale der landwirtschaftlichen Erzeugung und Imkerei  
in den Szenarien 2005 bis 2009 

Landwirtschaft und Imkerei Einheit 2005 2007 2009 

Rapsflächen Stilllegung 1 000 ha  322  325  325

Rapsflächen außerhalb Stilllegung 1 000 ha  532  1 083  1 180

Hektarertrag Raps dt/ha  40  40  41

verwendbare Rapsernte 1 000 t  3 721  6 256  7 063
Rapssaatimporte zur 
Biodieselerzeugung 1 000 t  300  500  750

Hektarertrag Winterweizen dt/ha  75  75  75

verdrängte Weizenerzeugung 1 000 t  3 989  3 989  3 989
Deckungsbeitragsdifferenz Raps 
geg. Weizen /ha  50  75  83

Vorfruchtwert Raps vor Weizen /ha  130  130  130
Deckungsbeitragsdifferenz Raps 

geg. Stilllegung /ha  265  383  439

Energieprämie /ha  45  45  45

Energieprämienfläche 1 000 ha  122  100  100

Betriebliche Erträge der Imkerei /ha  150  150  150

Betrieblicher Aufwand der Imkerei /ha  85  85  85

Deckungsbeitrag aus Imkerei /ha  65  65  65
Flächenansatz (50% der Raps-

fläche ohne Stilllegung) 1 000 ha  304  593  676

Entlastung Getreideintervention 1 000 t  4 563  9 068  10 546

unterstellte Interventionskosten /t  35  10  5

Quelle: ifo Institut 2006. 

1 Für die Energiepflanzenprämie steht EU-weit nur ein begrenzter Rahmen
(für 1,5 Mill. Hektar) zur Verfügung. Angesichts wachsender Nutzungs-
konkurrenz (Pflanzenanbau für Biogas oder Bioethanol) und Länderkon-
kurrenz wird es zu Einschränkungen kommen, die zu einer Verringerung
der Prämie pro Hektar und damit zu einem Attraktivitätsverlust dieser Maß-
nahme führen können.
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liert. In der vorliegenden Untersuchung werden die de-
zentrale Ölgewinnung und die dezentrale Biodieselher-
stellung als betrieblich zusammenhängend betrachtet. Die
unterschiedlichen Kostenstrukturen der großtechnischen
und der dezentralen Biodieselherstellung wurden entspre-
chend beachtet.

Die Prozessstufen Ölgewinnung und -veresterung der Wert-
schöpfungskette Biodiesel sind intensiv mit den übrigen
Sektoren der Volkswirtschaft verbunden. Das betrifft so-
wohl die Nachfrage nach Vorleistungen, z.B. aus der Ener-
giewirtschaft oder der chemischen Industrie (Extraktions-
mittel, Methanol, Katalysatorgrundstoffe) als auch den Ab-
satz von Kuppelprodukten wie beispielsweise Eiweißfut-
termitteln, Glycerin und Kaliumsulfat (Düngemittel) oder den
Bereich der Transport- und Handelsdienstleistungen. So
wurden 35% der Produktionskapazitäten für Biodiesel 2005
als so genannte Annex-Anlagen geführt, d.h. Ölgewinnung
und Weiterverarbeitung zu Biodiesel erfolgten in unmittel-
barem räumlich-technischen Bezug. Bei den so genann-
ten Stand-Alone-Anlagen sind dagegen Transport- und
Handelsdienstleistungen für den Bezug der Rohware Öl zu
kalkulieren.

Biodieselabsatz und Verdrängungswirkungen

Im Jahre 2005 wurden in Deutschland 1,465 Mill. Tonnen
Biodiesel hergestellt, darunter ca. 0,1 Mill. Tonnen aus an-
deren Rohstoffen als Raps. Beschränkt man die Analyse
allein auf die raps-basierte Produktion, so wurden dadurch
1,36 Mill. Tonnen fossiler Dieselkraftstoff »eingespart« (vgl.
Tab. 1). Modellintern wird dabei unterstellt, dass sich da-
mit die Importe von fossilem Dieselkraftstoff verringert ha-
ben. Entsprechend der unterstellten Pro-
duktionsentwicklung bei Biodiesel können
im Jahr 2007 unter Einbeziehung importier-
ter Rohstoffe 2,7 Mill. Tonnen und im Jahr
2009 3,72 Mill. Tonnen fossiler Dieselkraft-
stoff ersetzt werden. Da nicht unterstellt wer-
den kann, dass eine Verdrängung dieses
Ausmaßes allein zu Lasten von Importen
fossilen Diesels geht, wurde pauschal eine
durch Biodiesel bedingte Produktionsein-
schränkung in Höhe von 0,5 Mill. Tonnen für
2007 und 1,0 Mill. Tonnen für 2009 in An-
satz gebracht. 

Kuppelprodukte als wesentliche 
Elemente des volkswirtschaftlichen
Nutzens

Die Eiweißfuttermittel Rapsschrot und -ku-
chen sind die Kuppelprodukte mit der größ-
ten wirtschaftlichen Bedeutung innerhalb

der Wertschöpfungskette Biodiesel. Sie werden von Vieh
haltenden Betrieben der Landwirtschaft direkt nachgefragt
oder gehen in Futtermischungen der Futtermittelindustrie
ein. Als Eiweißträger ersetzen sie vor allem Sojaschrot, das
aus Drittländern importiert werden muss. 2005 fielen
2,2 Mill. Tonnen Eiweißfuttermittel aus der Rapsölgewin-
nung an (vgl. Tab. 3). Unter Berücksichtigung der unter-
schiedlichen Wertigkeit (Proteingehalt) konnten damit gut
1,7 Mill. Tonnen zu importierendes Sojaschrot ausge-
tauscht werden. Auch wenn die Märkte für Eiweißfutter-
mittel in der Realität sehr viel komplexer sind – so wird z.B.
auch bei deutschen Ölmühlen anfallendes Sojaschrot ver-
drängt oder die Sojaschrotverdrängung findet in Nachbar-
ländern statt, die für ihre intensive Viehhaltung Rapsschrot
aus Deutschland importieren –, wurde auch für die Jahre
2007 und 2009 exemplarisch mit der Verdrängung von So-
jaschrotimporten kalkuliert. Diese beläuft sich auf etwa
2,8 Mill. bzw. 3,18 Mill. Tonnen.

Für die Futtermittelindustrie und auch für die Landwirtschaft
erweist es sich als positiv, dass der Wert bestimmende In-
haltsstoff Protein in den Rapsfuttermitteln monetär günsti-
ger zu haben ist als bei der Verwendung von Sojaschrot.
Dieser Effekt dürfte sich in Zukunft noch verstärken, weil
Marktkenner eher von tendenziell sinkenden Preisen für
Rapsfuttermittel ausgehen. Entsprechende Abschläge wur-
den in den Kalkulationen berücksichtigt. Bei den unterstell-
ten Preisverhältnissen kommt der landwirtschaftlichen Vieh-
haltung daher ein Kostenvorteil zugute, der sich für das Jahr
2005 auf 63,5 Mill. €, für die Jahre 2007 und 2009 auf
132 Mill. bzw. 174 Mill. € beziffern lässt.

Ein weiteres wesentliches Kuppelprodukt ist Glycerin, das
beim Prozess der Veresterung anfällt. War es in den ersten
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Tab. 3 
Merkmale der Märkte für Kuppelprodukte  
in den Szenarien 2005 bis 2009 

Nebenerzeugnisse und deren Märkte Einheit 2005 2007 2009 

Erzeugung Rapskuchen (Expeller) 1 000 t  491  781  849 

Erzeugung Rapsschrot (Extraktion) 1 000 t  1 704  2 906  3 310 

Sojaschrotverdrängung insgesamt 1 000 t  1 712  2 813  3 176 

Marktpreis Sojaschrot /t  196,40  196,40  196,40 

Marktpreis Rapsschrot /t  107,95  100,00  95,00 

Marktpreis Rapskuchen /t  125,65  116,40  110,58 

Erzeugung Rohglycerin 1 000 t  183  363  588 

  davon GMO 1 000 t  25  100  240 

Erzeugung Pharmaglycerin 1 000 t  60  75  100 

Marktpreis Rohglycerin non-GMO /t  150  60  40 

Marktpreis Rohglycerin GMO /t  100  20  10 

Marktpreis Pharmaglycerin non-GMO /t  450  360  350 

Erzeugung Kaliumsulfat 1 000 t  8  11  17 

Verkaufspreis ab Werk  /t  50  50  50 

Quelle: ifo Institut 2006. 
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Jahren des Aufbaus der Wertschöpfungs-
kette Biodiesel noch ein Produkt, das zu ver-
gleichsweise hohen Marktpreisen Absatz vor
allem in der chemischen Industrie fand, sind
mit fortschreitender Ausdehnung der Bio-
dieselerzeugung die erzielbaren Preise im-
mer niedriger geworden, so dass mittlerwei-
le alternative Verwertungsmöglichkeiten ge-
sucht werden. Die unterstellte Erzeugung
von Rohglycerin sowie von Glycerin in Phar-
ma-Qualität ist der Tabelle 3 zu entnehmen.
Für das Basisszenario 2005 ergaben sich
damit Verkaufserlöse von knapp 50 Mill. €,
für die Jahre 2007 und 2009 errechneten
sich aufgrund des unterstellten Preisverfalls
Beträge in fast der gleichen Höhe. Ein wei-
teres Kuppelprodukt, Kaliumsulfat, das als
Dünger in der Landwirtschaft eingesetzt wer-
den kann, geht mit Verkaufserlösen von we-
niger als 1 Mill. € in die gesamtwirtschaftli-
chen Berechnungen ein.

Der Wertschöpfungskette 
»Biodiesel« zurechenbare 
volkswirtschaftliche Effekte

Die raps-basierte Biodieselerzeugung von
2005 stellt einen Produktionswert von ca.
1,06 Mrd. € dar (vgl. Tab. 4). Rechnet man
alle Produktionswerte zusammen, die Unter-
nehmen direkt oder in indirektem Zusam-
menhang mit der Wertschöpfungskette Bio-
diesel schaffen, so ergibt sich dagegen ein
deutlich höherer Wert von 3,5 Mrd. €. Die da-
mit erzielte Wertschöpfung beläuft sich auf
etwa 1,9 Mrd. €. Mit diesem Wert wird nicht
nur die Erzeugung von Biodiesel und aller Nebenprodukte
wie Rapsschrot oder Glycerin erfasst, er enthält auch die
indirekten Wirkungen, die von den bereits vorgestellten Mul-
tiplikatoren ausgehen. Gut 45% der Wertschöpfung entfie-
len 2005 auf die Nettobetriebsüberschüsse der Unterneh-
men, der Anteil der Arbeitnehmerentgelte lag bei 32%, und
auf die Abschreibungen entfielen 17%. Etwa 35% der in-
ländischen Wertschöpfung der »Biodieselkette« resultieren
aus der Wirkung der Multiplikatoren. Bei der Teilkompo-
nente Arbeitnehmerentgelte ist der Effekt der Multiplikato-
ren mit einem Anteil von gut 49% fast ebenso hoch wie die
unmittelbare Leistung der Wertschöpfungskette Biodiesel.
Mit steigender Biodieselherstellung, so wie sie für die Jah-
re 2007 und 2009 unterstellt wurde, nimmt die inländische
Wertschöpfung entsprechend zu, ohne dass sich die Rela-
tionen deutlich verändern würden.

Annahmebedingt nimmt auch die direkte Importnachfra-
ge mit steigender Biodieselproduktion zu (insbesondere

Importe von Rapssaat und pflanzlichen Ölen). Die Verflech-
tung der inländischen Wirtschaft mit dem Ausland bringt
es aber auch mit sich, dass über die Multiplikatoren eben-
falls Impulse auf die Nachfrage nach einzuführenden Gü-
tern ausgehen.

Der Wertschöpfungskette »Biodiesel« ist für das Basissze-
nario 2005 die Existenz von 22 400 Arbeitsplätzen zuzu-
rechnen, darunter resultierten allein 10 900 aus der Multi-
plikatorwirkung. Die meisten Arbeitsplätze entstanden im
Bereich der Dienstleistungen (40,5%), auf die Landwirtschaft
entfielen 27%, die entweder geschaffen wurden oder dank
des erwirtschafteten Einkommens erhalten werden konn-
ten, und auf das verarbeitende Gewerbe 24%. Der Rest
verteilt sich auf die übrigen Bereiche der Volkswirtschaft. Im
Zuge der Produktionsausdehnung von Biodiesel steigt die
Arbeitsplatz schaffende Wirkung bis 2009 auf 50 500 Ar-
beitsplätze.
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Tab. 4 
Der Wertschöpfungskette »Biodiesel« zurechenbare volkswirtschaftliche 
Effekte

Einheit 
Szenario 
2005a)

Szenario 
2007b)

Szenario 
2009b)

Ausgangsdaten         

Verkäufe von Biodiesel ab 
Hersteller 1 000 t  1 365     2 900     4 000    

Mill.   1 055     2 439     3 864    

Inlandsnachfrage nach Biodiesel 1 000 t  1 700     2 900     4 400    

Volkswirtschaftliche Effekte        

Produktion Mill.   3 506     6 945     9 623    

– direkt zurechenbarc) Mill.   2 381     4 783     6 735    

– über Multiplikator/Akzelerator Mill.   1 125     2 162     2 888    

Inländische Wertschöpfung Mill.   1 891     3 621     4 817    

– direkt zurechenbarc) Mill.   1 233     2 357     3 130    

– über Multiplikator/Akzelerator Mill.   658     1 264     1 687    

dar. Arbeitnehmerentgelte Mill.   609     1 187     1 601    

– direkt zurechenbarc) Mill.   308     609     828    

– über Multiplikator/Akzelerator Mill.   301     578     773    

       Nettobetriebsüberschüsse Mill.   860     1 605     2 093    

– direkt zurechenbarc) Mill.   701     1 300     1 686    

– über Multiplikator/Akzelerator Mill.   159     305     407    

       Abschreibungen Mill.   322     637     867    

– direkt zurechenbarc) Mill.   224     449     617    

– über Multiplikator/Akzelerator Mill.   98     188     250    

Importnachfrage Mill.   375     839     1 381    

– direkt zurechenbarc) Mill.   187     476     895    

– über Multiplikator/Akzelerator Mill.   188     363     486    

Beschäftigung 1 000 Pers.  22,4     40,5     50,5    

– direkt zurechenbar 1 000 Pers.  11,5     20,2     24,3    

– über Multiplikator/Akzelerator 1 000 Pers.  10,9     20,3     26,2    
a) Biodieselerzeugung allein aus rapsbasierten Rohstoffen. – b) Biodieselerzeu-
gung aus Raps- und sonstigen Ölen. – c) Einschließlich über Vorleistungen in-
direkt zurechenbarer Effekte. 

Quelle: ifo Institut 2006. 
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Positive Effekte auf der Einnahmen- und 
Ausgabenseite öffentlicher Haushalte

Für das Basisszenario 2005 errechnen sich Einnahmen der
öffentlichen Haushalte in Höhe von 257 Mill. € (vgl. Tab. 5).
Sie resultieren im Wesentlichen aus Zuwächsen bei den ver-
schiedenen Steuerarten, Importabgaben, Gewinnanteilen
u.ä. Auch die Sozialversicherungsträger können zusätzliche
Einnahmen verbuchen. Für 2005 belaufen sie sich z.B. auf
165 Mill. €. Auch wenn es sich bei den Beiträgen zur Sozi-
alversicherung um Zahlungen handelt, denen zukünftige
Leistungsansprüche gegenüberstehen, können sie öffentli-
chen Einnahmen gleichgesetzt werden. Dies ist u.a. deshalb
zu rechtfertigen, weil die verschiedenen Sozialversicherungs-
systeme in der Regel defizitär sind und auf Zuschüsse aus

den öffentlichen Haushalten angewiesen sind, die dann in
entsprechender Höhe geringer ausfallen können. Unter den
Rahmenbedingungen der Szenarien 2007 und 2009 stei-
gen die Einnahmen der öffentlichen Haushalte dank der un-
terstellten Entwicklung der Wertschöpfungskette Biodiesel
über 495 Mill. auf 681 Mill. € und die Einnahmen der Sozi-
alversicherungsträger über 320 Mill. auf 431 Mill. €.

Wie bereits dargestellt, wurden im Zuge der Etablierung
der Wertschöpfungskette Biodiesel Arbeitsplätze geschaf-
fen bzw. konnten erhalten werden (Landwirtschaft). Damit
wird ein, wenn auch angesichts der aktuellen Arbeitslosen-
zahlen sicher nur geringfügiger, Beitrag zur Verringerung der
Arbeitslosigkeit geleistet. Dieser Effekt bewirkt dennoch be-
achtliche Einsparungen bei den staatlichen Leistungen für

Arbeitslose, die sich für das Basisszenario
2005 auf 236 Mill. € belaufen und für 2009
mit 620 Mill. € zu veranschlagen sind. Kal-
kulationsbasis bildet das Arbeitslosengeld I,
das etwa 62% des anzusetzenden Netto-
gehaltes ausmacht.

Unterstellungsgemäß wurde davon ausge-
gangen, dass der Anbau von Raps zur Bio-
dieselproduktion auf so genannten Food-
Flächen den Anbau von Winterweizen ver-
drängt. Dies hat zur Folge, dass in dem be-
treffenden Jahr weniger Getreide der Inter-
vention angedient wird und daher so ge-
nannte Marktordnungskosten »eingespart«
werden können. Zur Kalkulation der Inter-
ventionskosten wurden für 2005 alle anfal-
lenden Kostenpositionen der Intervention er-
mittelt und mehrere Beispielsdistanzen von
verschiedenen Interventionslagern zu den
Exporthäfen kalkuliert (Straubing-Rotterdam;
Mehltheuer-Hamburg; Landverkehr 255 km).
Die Beispielskalkulationen ergaben, dass für
2005 realistischerweise Interventionskosten
in Höhe von 35 €/Tonne anzusetzen waren,
eine Größenordnung, die auch von Fachleu-
ten des Getreidehandels bestätigt wurde.
Der Rapsanbau auf Food-Flächen zur Bio-
dieselherstellung führte damit 2005 zu ei-
ner Entlastung bei den Interventionskosten
in Höhe von 140 Mill. €. Für die Folgejahre
2007 und 2009 wurde von deutlich reduzier-
ten Marktordnungskosten ausgegangen, ei-
nerseits weil die EU derzeit die Interventions-
bedingungen verschärft, andererseits weil
weltweit immer mehr Flächen für die Ener-
giegewinnung (neben Biodiesel auch Biogas
und Bioethanol) eingesetzt werden und da-
durch der Angebotsdruck auf den Getreide-
märkten sinken dürfte. Damit dürfte die In-
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Tab. 5
Der Wertschöpfungskette »Biodiesel« zurechenbare Veränderungen der 
Staatsfinanzen

Positive Effekte für öffentliche
Haushalte 

Einheit
Szenario
2005a)

Szenario
2007b)

Szenario
2009b)

Staatseinnahmen aus Steuern,
Abgaben, Gewinnanteilen abzgl.
Importabgaben Mill. �  257   495   681  
dar. Gütersteuern, 

 Produktionsabgaben  
Mill. �  101   191   256  

 abzüglich Subventionen 
   Lohn-, Einkommensteuer  
   (Arbeitnehmer) Mill. �  76   148   200  
   Einkommen-, 

Körperschaftssteuer (Unternehmen) Mill. �  95   177   230  
Einnahmen der 
Sozialversicherung Mill. �  165   320   431  
dar. von Arbeitnehmern Mill. �  152   297   400  

von Arbeitgebern Mill. �  13   24   31  
Einsparung Ausgaben für 
Arbeitslosenunterstützung Mill. �  236   460   620  
Einsparung Getreideintervention Mill. �  140   83   46  
Summe positiver Effekte für

Staatshaushalt Mill. �  798     1 359     1 779    

Mineralölsteuer
c)

Ausfall Mineralölsteuer auf minera-
lischen Diesel bzw. ausgetauschte
mineralische Dieselkomponente Mill. �  787   1 597   2 366  
Steuereinnahmen auf Biodiesel
B100 Mill. �  146   341  
Steuereinnahmen auf Biodiesel
Beimischung Mill. �  954   1 781  
MwSt. auf beimischungsbedingten 
Preisanstieg Mill. �  33   107   206  
Verbleibende steuerliche Belastung Mill. �  754   390   39  
Subvention Energiepflanzenprämie Mill. �  5   5   5  
Belastung für öffentliche

Haushalte insges. Mill. �  760     395     43    

Saldo: Auswirkungen für öffent-
liche Haushalte (jeweils positiv) Mill. �  38     964     1 735    

Verhältnis positiver Effekte zu
Belastung der öffentlichen 
Haushalte % 105 344 4 105 
z. Vergl. bei Beibehaltung der 
Steuerbefreiung % 105 91 82 
a) Biodieselerzeugung allein aus rapsbasierten Rohstoffen. – b) Biodieselerzeu-
gung aus Raps- und sonstigen Ölen. – c) Jeweils inkl. MwSt. 

Quelle: ifo Institut 2006.
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tervention künftig weniger häufig in Anspruch genommen
werden, und auch das Niveau der Exporterstattungen dürf-
te sinken. So wurde für 2007 mit Marktordnungskosten in
Höhe von 10 €/Tonne und für 2009 von 5 €/Tonne gerech-
net; im Vergleich zu 2005 ergeben sich also spürbar gerin-
gere Einsparungen (vgl. Tab. 2).

Addiert man die verschiedenen positiven Auswirkungen der
Wertschöpfungskette Biodiesel auf die öffentlichen Haus-
halte, so ergibt sich für das Basisszenario 2005 ein Betrag
von knapp 0,8 Mrd. €. Da der Einsatz von Biodiesel im Kraft-
stoffsektor fossilen Dieselkraftstoff verdrängt, entgehen dem
Staat in dem Maße Mineralölsteuern, wie Biodiesel steuer-
begünstigt ist. Im Jahre 2005 waren Biokraftstoffe völlig
von der Mineralölsteuer ausgenommen, so dass der Staat
auf Einnahmen in Höhe von 787 Mill. € verzichtete.2 Bereits
im Jahre 2005 hat die Mineralölwirtschaft Biodiesel in ei-
nem Umfang von ca. 625 000 Tonnen beigemischt. Es ist
davon auszugehen, dass es ihr gelungen ist, die Mehrkos-
ten des Rohstoffes Biodiesel und die Prozesskosten der Bei-
mischung über entsprechend angehobene Verkaufspreise
wieder hereinzuholen. Für das Basisszenario 2005 errech-
net sich ein impliziter beimischungsbedingter Preisanstieg
in Höhe von 0,58 Cent/Liter Dieselkraftstoff. Die darauf er-
hobene Mehrwertsteuer führt zu Einnahmen in einer Grö-
ßenordnung von 33 Mill. €. Insgesamt ergeben sich Belas-
tungen für die öffentlichen Haushalte aus den entgangenen
Mineralölsteuereinnahmen und der gezahlten Energiepflan-
zenprämie, reduziert um die erhöhten Einnahmen über die
Mehrwertsteuer. Die so ermittelte Belastung der öffentlichen
Haushalte in Höhe von 760 Mill. € für das Basisszenario 2005
fällt damit niedriger aus als die zuvor ermittelten »positiven
Effekte«. Im Ergebnis kam es also nicht zu einem Gesamt-
defizit der unterschiedlichen involvierten öffentlichen Haus-
halte, sondern zu einer Umverteilung, deren Leidtragender
allerdings im Wesentlichen der Bundesfinanzminister gewe-
sen sein dürfte. 

Für die Jahre 2007 und 2009 reduziert sich als Folge des
neuen Energiesteuergesetzes das steuerliche Defizit erheb-
lich. Für 2007 belaufen sich die Belastungen der öffentlichen
Haushalte nur mehr auf 395 Mill. €, denen »positive Effek-
te« in Höhe von 1,36 Mrd. € gegenüberstehen. Für 2009 ist
davon auszugehen, dass die Belastungen für die öffentli-
chen Haushalte kaum mehr von Bedeutung sind. Es blei-
ben aber positive Effekte in Höhe 1,78 Mrd. €. Bei dieser
Kalkulation wurde unterstellt, dass die deutsche Landwirt-
schaft in einem gewissen Umfang als Nachfrager nach Bio-
diesel als Reinkraftstoff auftreten wird, der für landwirtschaft-
liche Zwecke steuerbefreit bleibt. Für 2009 wurde von einer
Nachfrage im Umfang von 0,4 Mill. Tonnen ausgegangen,

was etwa einem Viertel des gegenwärtigen Dieselverbrauchs
in der deutschen Landwirtschaft entspricht. Der landwirt-
schaftliche Verbrauch für 2007 wurde mit 0,2 Mill. Tonnen
veranschlagt, da sich die Landwirtschaft erst sukzessive auf
alternative Kraftstoffe einstellen kann.
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2 Diese Angabe gilt für das Basisszenario, das sich ausschließlich auf die
Biodieselerzeugung aus raps-basierten Rohstoffen beschränkt. Insgesamt
beläuft sich der Steuerausfall des Jahres 2005 auf 833 Mill. €.
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Das vom ifo Institut aus seiner Konjunktur-
umfrage berechnete Kreditklima1 hat sich zu-
letzt weiter deutlich gebessert. Es stieg von
– 15,9% im März 2006 auf – 10,1% im Au-
gust 2006. 

Dabei vollzog sich die Besserung auf dem
Kreditmarkt in Ost- und in Westdeutschland
gleichermaßen. Dennoch stellen die ost-
deutschen Betriebe des verarbeitenden Ge-
werbes seit August 2003 ihren Kreditinstitu-
ten tendenziell schlechtere Zeugnisse aus als
westdeutsche Firmen (Abb. 1). 

Nachdem die Kreditnachfrage in den letz-
ten Jahren eher verhalten war und der Be-
stand an Krediten im verarbeitenden Ge-
werbe stetig sank, kann nach Angaben der
Deutschen Bundesbank im laufe des zwei-
ten Vierteljahres 2006 erstmals wieder ei-
ne leichte Steigerung des Kreditbestandes
der Banken auf 134 Mrd. Euro (Stand April
2006) verzeichnet werden (Abb. 2). Zwar
sind dies 1,5 Mrd. Euro oder 1,1% weniger
als im Jahr 2005, aber im Vergleich der letz-
ten beiden erfassten Quartale bedeutet es
einen Anstieg um 3%. 

Er resultiert aus dem erhöhten Finanzbedarf
der Unternehmen, um die Investitionen in
neue Ausrüstungen und Bauten, wie geplant,
ausweiten zu können.2

Aber auch die Angebotsseite, also die Kre-
ditinstitute, haben günstigere Bedingungen
geschaffen, um den Markt wieder zu beleben. Sie locker-
ten ihre Kreditrichtlinien in den letzten Monaten für die Un-
ternehmen, auch unabhängig von deren Größe. Der zu-
nehmende Konkurrenzkampf unter den Banken sowie die

das verarbeitende Gewerbe

André Kunkel
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Kategorisierte Ergebnisse des Kreditklimas (% Salden) 

    Juni 03 Aug. 03 März 04 Aug. 04 März 05 Aug. 05 März. 06 Aug. 06 

verarb. Gewerbe – 53,2 – 53,6 – 46,9 – 42,6 – 32,4 – 26,9 – 15,9 – 10,1 

Ostdeutschland – 56,9 – 54,2 – 51,6 – 47,7 – 39,0 – 37,0 – 25,5 – 19,4 

Westdeutschland – 52,2 – 53,5 – 45,7 – 41,4 – 30,8 – 24,1 – 13,8 –   7,7 

Größenklassen:                 

groß – 44,6 – 44,3 – 35,7 – 30,6 – 20,8 – 16,1 – 4,6 1,4 

mittelständisch – 55,9 – 56,0 – 51,7 – 46,0 – 33,8 – 27,4 – 14,5 – 10,8 

klein und kleinst – 61,4 – 63,3 – 55,0 – 55,0 – 46,6 – 40,6 – 32,7 – 24,6 

Geschäftslage                 

gut – 30,5 – 33,6 – 26,1 – 21,8 – 6,6 –   3,6 4,8 5,1 

befriedigend – 48,5 – 50,8 – 44,5 – 40,1 – 29,2 – 25,4 – 17,2 – 12,6 

schlecht – 64,8 – 63,9 – 59,5 – 63,4 – 51,3 – 45,3 – 40,2 – 34,1 

1 Berechnet aus dem Saldo der Antworten auf die Frage »Wie beurteilen Sie
zur Zeit die Bereitschaft der Banken, Kredite an Unternehmen zu vergeben?«;
mögliche Antworten: »entgegenkommend«, »normal«; »restriktiv«. 

2 Siehe dazu A. Weichselberger, in einem der nächsten Hefte des ifo Schnell-
dienst. 
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allgemein gute Konjunktur lassen die Institute bereitwilliger
– besser konditionierte – Kredite vergeben, auch wenn ihre
Margen darunter leiden. Dabei hat sich vor allem die Nach-
frage nach langfristigen Krediten gut entwickelt.3

Die Auswertung der Kreditvergabepraxis nach Größenklas-
sen der Unternehmen bestätigt das schon in vorangegan-
gen Untersuchungen gewonnene Bild.4 Nach wie vor haben
größere Unternehmen bei den Banken bessere Aussichten
auf die Zuteilung eines Kredites. Ihre Abhängigkeit vom klas-
sischen Kreditmarkt ist bekanntermaßen wegen der ihnen
zur Verfügung stehenden alternativen Finanzierungsmög-
lichkeiten auch gering. Die beobachtete Besserung des Kre-
ditklimas zieht sich also über alle drei Größenklassen, wenn-
gleich bei den mittelständischen Betrieben die Erholung et-
was schwächer ausfiel (Abb. 3). 

Auch bei der Betrachtung des Kreditklimas nach der Ein-
schätzung der Geschäftslage der Unternehmen bestäti-

gen sich wieder die bisher gewonnenen Er-
kenntnisse. Unternehmen, die gute Ge-
schäfte zu verzeichnen haben, räumen ih-
ren Banken bei der Kreditvergabe ein nun
bereits überwiegend entgegenkommen-
des Verhalten ein, während bei den Firmen
mit nur befriedigender oder schlechter Ge-
schäftslage die Pessimisten immer noch
dominieren. Erfolgreiche Unternehmen ha-
ben es seit jeher leichter, sich mit ent-
sprechenden Liquiditätspositionen zu ver-
sorgen, da das Risiko für den Kapitalge-
ber geringer und die Ertragsaussichten
größer sind (Abb. 4).

Fazit

Das Kreditklima für das verarbeitende Gewerbe hat sich in
allen betrachteten Kategorien weiter verbessert. Nach der
Umfrage des ifo Instituts haben die befragten Unterneh-
men einen deutlich leichteren Zugang zu benötigten Kredi-
ten als in den letzten drei Jahren. Dieser Trend, der auch an
die konjunkturelle Entwicklung geknüpft ist, wird wahr-
scheinlich auch in den nächsten Monaten bestätigt wer-
den. Die Kreditvergabe hängt neben einer Vielzahl von Fak-
toren insbesondere von der eigenen wirtschaftlichen Situa-
tion, der Größe des Unternehmens und vom regionalen Ge-
schäftssitz ab.
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Abb. 4

3 Vgl. Deutsche Bundesbank, Bank Lending Survey, Er-
gebnisse für Deutschland, Juli 2006.

4 Vgl. A. Kunkel, »Weiterhin bessere Kreditbedingun-
gen für das verarbeitende Gewerbe«, in: ifo Schnell-
dienst 7/2006, S. 62f.
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